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Vorwort 
Projekte zur Steigerung der Energieeffizienz oder zur Nutzung von Erneuerbaren Energien 

eignen sich ideal für eine direkte oder indirekte finanzielle Bürgerbeteiligung.  

Dabei kann die Bürgerbeteiligung zwei wichtige Ziele verbinden: Zum einen wird durch eine 

Bürgerbeteiligung die lokale Wertschöpfung gesteigert oder im Idealfall eine lokale 

Wertschöpfungskette aufgebaut bzw. verlängert und zum anderen auch um Akzeptanz für 

wichtige Beiträge zur Energiewende oder zum sinnvollen Umgang mit Energie geworben.  

Die Projekte müssen sich dabei nicht auf die schon häufig umgesetzten Bürgerfotovoltaik 

oder -windkraftprojekte beschränken. Auch für Wärmenetze oder die energetische Sanierung 

kommunaler Gebäude gibt es geeignete Konzepte und, mindestens ebenso wichtig, eine 

Vielzahl von erprobten und verlässlichen Anwendungsfällen.  

Dies trifft nicht nur auf Deutschland sondern auch auf transnationaler Ebene zu, denn viele 

der hier vorgestellten Organisationsformen können, in abgewandelter Form, auch in anderen 

Ländern der Europäischen Union angewendet werden. 

In der Dübener Heide gibt es bereits einen Anteil von nahezu 50 Prozent an regenerativer 

Energie und auch bereits ein hohes Bürgerengagement für Energieeffizienz und die 

Energiewende. Mit dieser Zusammenstellung, die aus einem Transnationalen Projekt mit der 

LEADER-Aktionsgruppe Vorarlberg entstand, möchten wir dieses mögliche Bürgerengage-

ment noch stärker in den Fokus rücken. Wie bei jeder unternehmerischen Aktivität gilt es 

Chancen und Risiken abzuwägen und eine marktgerechte und risikobegrenzende Lösung zu 

entwickeln.  

Der Verein Dübener Heide e.V. als Naturparkträger und die LEADER-Aktionsgruppe 

Dübener Heide stehen für eine Heideentwicklung, in der Bürger sich für ihre Heimat 

engagieren und Verantwortung übernehmen. 

 

Axel Mitzka      Thomas Klepel  

Vorsitzender       Vorsitzender  
Verein Dübener Heide     LEADER-Aktionsgruppe Dübener Heide 
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Warum Bürgerbeteiligung? 
Die Bundesregierung hat sich in ihrem "Energiekonzept 2050" zur Eindämmung des 

Klimawandels das Ziel einer stufenweisen Reduktion der Treibhausgasemissionen gesetzt. 

Bis zum Jahr 2020 sollen diese um 40% gegenüber den Emissionen aus dem Referenzjahr 

1990 gesenkt werden. Bis zum Jahr 2050 sollen weitere Reduktionen eine Absenkung um 

80% bis 95% auf 15% bis 20% der Emissionen des Jahres 1990 erfolgen. 

 

 

Abbildung 1 -  Klimaschutzziele der Bundesregierung 

Neben Einsparungen und Effizienzsteigerungen ist vor allem die Erzeugung und Nutzung 

regenerativer Energie ein Kernbestandteil dieses Konzepts. Erneuerbare Energien wie Wind- 

und Wasserkraft, Fotovoltaik und Biogas werden damit zu Alternativen für fossile und 

nukleare Energieträger. Im Jahr 2020 soll deshalb der Anteil der erneuerbaren Energien an 

der Stromerzeugung mindestens 35% betragen und deren Anteil am Bruttoenergieverbrauch 

18% erreichen.  
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Abbildung 2 – Strommix Deutschland 2012 

Eine Energieversorgung, die sich in solchem Umfang auf Erneuerbare Energien stützt, bringt 

sowohl technische als auch organisatorische Herausforderungen mit sich. Für die 

technischen Ansprüche, die eine mehr dezentralisierte Energieerzeugung mit sich bringt, 

lassen sich Lösungen finden – sowohl was die Erzeugung als auch die Speicherung der 

Energie  angehti. 

Wichtiger is t die  Frages te llung, wie  e ine  dezentra le  und auf Erneuerbaren Energien 

bas ie rende  Energieversorgung organisatorisch bewä ltigt werden kann – herrschen hie r doch 

ganz andere  Strukturen vor a ls  be i den typischen Großkraftwerken, die  von e inigen wenigen 

Konzernen be trieben werden. In der vers tä rkten Dezentra litä t kann und muss e ine  große 

Chance  gesehen werden, denn mit der Dezentra lis ie rung geht e ine  vers tärkte  Nutzung 

loka ler Ressourcen und damit e ine ges te igerte  Wertschöpfung vor Ort e inher.  

Dazu gehört nicht nur die  Stromerzeugung se lbs t. Gerade  das  mitte ls tändische  Handwerk 

ha t in den vergangenen Jahren am Ausbau der Erneuerbaren Energien partizipie rt und wird 

dies  wohl auch in Zukunft tun, denn mit dem Errichten der Anlagen is t es  nicht ge tan. Auch 

die  Wartung und gegebenenfa lls  notwendige  Repara turen wollen fachmännisch e rledigt 

werden. Klima- und Umweltschutz schaffen damit Anre ize  und Markteffekte  und tragen vor 

a llem zur loka len Wertschöpfung be i. 

Mitte  2012 waren deutschlandwe it 22.664 Windenergieanlagen, 1,22 Millionen Fotovolta ik-

anlagen, 1,66 Millionen Solarthermie  und 7.520 Biogasanlagen in Betrieb. Die  Akzeptanz be i 

Sonstige 
4% 

Erdgas 
12% 

Steinkohle 
18% 

Kernenergie 
16% 

Braunkohle 
26% 

Mineralöl 
1% 

Fotovoltaik 
4% 

Wasserkraft 
4% 

Biomasse 
7% Windkraft 

8% 
Erneuerbar 

23% 

Strommix Deutschland 2012 



 
8 

 

der Bevölkerung und der Politik is t hoch. Laut e iner von der „Branchen-Initia tive  Erneuerbare 

Energien Je tzt!“ be i Emnid in Auftrag gegebenen Umfrage , unters tützen 93 Prozent der 

Deutschen den vers tärkten Ausbau Erneuerbarer Energien ii. Dre ivie rte l der Deutschen 

wünschen s ich darüber hinaus , dass  s ich die  Bürger loka l an der Energiewende  be te iligen 

können. Auf kommunaler Ebene  finden s ich schon zahlre iche  Gemeinden und Regionen, die  

s ich rechnerisch zu 100 Prozent und mehr durch Erneuerbare Energien versorgen können.  

77% 

der Befragten stimmen einem 

zukünftigen Netzausbau des 

Stromnetzes zu, wenn dieser 

unterirdisch verläuft 

63% 

der Befragten stimmen dem 

Netzausbau zu, wenn so Strom aus 
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transportiert wird 

63% 
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die Vollversorgung mit 

Erneuerbaren ist 

77% 
der Befragten finden die 

Stromerzeugung aus Solarparks 

sehr gut bzw. gut  

(bei Vorerfahrung: 85%) 
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8% 
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Stromerzeugung aus einem 
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3% 

der Befragten finden die 

Stromerzeugung aus einem 

Atomkraftwerk in der 

Nachbarschaft sehr gut bzw. gut 

 
Abbildung 3 – Akzeptanz für Erneuerbare Energien, Netzausbau und fossile Energieträger 

"Trotz der Zustimmung im Grundsätzlichen – also einer breit angelegten Wertekonformität 
in Sachen Erneuerbare Energien - durch die breite Bevölkerung darf jedoch nicht 
übersehen werden, dass die dezentrale Planung, die in der räumlichen Nähe zum 
eigenen Lebensumfeld stattfindet, dennoch erhebliche Akzeptanzfragen aufwerfen wird: 
Hinsichtlich der durchgeführten Bürgerbegehren der letzten 20 Jahre überwiegen in allen 
Bereichen der Erneuerbaren Energien die "Kontra-Begehren", wenn der Ausbau dieser 
Energieform zur Debatte stand. In Bezug auf Bioenergie und Windenergie hat sich also 
auch der sogenannte NIMBY-Effekt (Not In My Backyard) breit gemacht. Die meiste 
Zustimmung erhielten noch die Fotovoltaik-Anlagen. Aber auch hier ist zukünftig mit 
Problemen zu rechnen: Einerseits haben auch im PV-Bereich die Kontrastimmen bei 
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Bürgerbegehren bisher überwogen, andererseits hatten in der Vergangenheit die 
Freiflächen-PV-Anlagen – anders als Wind und Biomasse – nur sehr geringe Anteile an 
der Erneuerbaren Energie verwirklicht. Das soll sich in der Zukunft drastisch ändern: In 
Brandenburg etwa soll der Zuwachs bei Biomasse bis 2020 negativ ausfallen. PV-
Anlagen sollen hingegen um 3000% zunehmen." (Dr. Torsten Reinsch) 

 

Erfolgsfaktor Bürgerbeteiligung 
Das  Verhä ltnis  der Menschen zur Energiewende  ha t a lso e in komplexes  Muster: Zum e inen 

bes teht in der Bevölkerung e ine  grundsä tzliche  Zus timmung. Gle ichze itig gibt es  aber das  

Phänomen der verbre ite ten Ablehnung entsprechender Infrastrukturmaßnahmen, sofern 

diese  vor der e igenen Haus tür s ta ttfinden sollen. Es  geht in Zukunft a lso vor a llem um die  

konkre ten Umstände  vor Ort, die  das  Verhä ltnis  der S takeholder prägen. Anges ichts  der 

grundsä tzlichen Zus timmung ha t dieses  Verhä ltnis  aber gute  Auss ichten, in Richtung 

zunehmender CO2-fre ie r Lebensweisen ges ta ltbar zu se in. Ein entsprechender 

Ges ta ltungsprozess  be i der Zie lfindung und Umsetzung e inze lner Projekte  muss  aber sehr 

vie l mehr auf Kommunika tion, Transparenz, fa ire  Bete iligungsprozesse  und Teilhabe  se tzen, 

die  auch von den Bürgerinnen und Bürgern so erfahren werden. 

"Dabei besteht die Herausforderung auch darin, dass mit "Beteiligung" nicht alle Konflikte 
und Meinungsverschiedenheiten in Win-Win-Lösungen überführt werden können. Dies gilt 
auch deshalb, weil sich die Menschen in sehr unterschiedlicher Weise mit eigenen 
finanziellen Mitteln in potenziellen Projekten einbringen können. Entsprechende Angebote 
bedeuten gerade für diejenigen auch eine Ausgrenzungserfahrung, die nicht über diese 
Mittel verfügen. Man hat zwar die "Landschaftsverunstaltung" hinzunehmen, hat aber 
unter Umständen selbst keinen Vorteil davon. Daher muss sich die Akzeptanz auch auf 
die Verfahren als solche beziehen, auf die Art und Weise der Kommunikation und des 
Interessenausgleichs. Nur dann werden auch "unterlegene" Positionen die gefundenen 
Entscheidungen mittragen. Es geht damit in der Region auch um die Auseinandersetzung 
darüber, was Legitimität von Prozessen im Rahmen der zu realisierenden Energiewende 
bedeuten soll. Auch sind eingegrenzte Diskurse unbedingt zu vermeiden: Es geht nicht 
einfach nur um technische und finanzielle Aspekte. Ganz wesentlich haben ästhetische 
und präskriptive Dimensionen eine eigenständige Bedeutung, über die in den Regionen 
auch im Rahmen der Energiewende diskutiert werden muss. Denn zum einen führen 
rasche Landschaftsveränderungen zur Konstruktion von Heimatverlust: Ein besonders 
sensibler Umgang mit physischen Objekten ist daher dort geboten, wo diese besonders 
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positiv symbolisch aufgeladen sind. Zum anderen aber unterliegen diese Deutungen 
starken Veränderungen, die wesentlich durch die gesellschaftliche Kommunikation 
bestimmt werden." (Dr. Torsten Reinsch) 

Gerade in kleineren Kommunen bieten sich dabei große Chancen. Denn besonders der 

ländliche Raum ist reich an kulturellen, kommunikativen und materiellen Ressourcen, aus 

denen sich schöpfen lässt. Alleine mit materiellem Ressourcenreichtum ist es nicht getan. 

Letztlich muss sich auch bei den Kommunen ein geändertes Selbstverständnis herausbilden. 

Statt "nur" Verwaltungsdienstleister zu sein, können Kommunen mit ihren Bürgerinnen und 

Bürgern auch zu Klimadienstleistern werden.  

 

Abbildung 4 – Kommunen und Bürger als Klimadienstleister 

 

Eine erfolgreiche Umsetzung von Beteiligungsmodellen auf kommunaler Ebene setzt aber 

auch ein transparentes Vorgehen und eine frühzeitige Einbindung der Bürgerinnen und 

Bürger in die Entscheidungsprozesse voraus. Im Optimalfall sind darüber hinaus die Einzel-

maßnahmen in ein übergeordnetes Konzept integriert.  
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Abbildung 5 – Erfolgsfaktoren bei der Bürgerbeteiligung 

Neben den oben angedeuteten Kontra-Stimmungen bei der Umsetzung der Energiewende 

gibt es aber auch eine Vielzahl von Erfolgsbeispielen aus Kommunen beziehungsweise. 

Bürgerenergieprojekten, die dieses Selbstverständnis entwickelt haben.  

 

Abbildung 6 – Erfolgsmodelle für Bürgerbeteiligung 

Erfolgsfaktoren bei der 
Bürgerbeteiligung 

Übergeordnetes Konzept 
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Finanzielle 
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Dank der s tabilen Förderung durch das  EEG s tand in den vergangenen Jahren besonders  

die  Erzeugung e lektrischer Energie  be ispie lsweise  mit Fotovolta ik- oder Windkraftanlagen im 

Fokus  von Bürgerenergieprojekten. Von kle ineren Anlagen auf dem e igenen Ve re inshe im bis  

zum Bürgerwindpark waren dabei a lle  Le is tungsklassen vorhanden. 

Mauenhe im is t nur e in Beispie l für den thermischen Sektor und se it 2006 das  e rs te  

Bioenergiedorf in Baden-Württemberg. Biogasanlage  und Hackschnitze lhe izung lie fe rn über 

e in vie r Kilometer langes Nahwärmenetz Wärme. Aus  zahlre ichen Solarkraftwerken und dem 

Blockheizkraftwerk der Biogasanlage  wird e twa das  Neunfache des  Strombedarfs  des  Ortes  

ins  Netz e ingespe is t. 

Die  „solarcomplex“ AG aus  Singen ze igt in ihrem Kraftwerkspark weite re  be ispie lhafte  

Lösungsansätze auf, bei der die  Verknüpfung aus regenerativer Energieerzeugung, Verteilung 

und Nutzung im Mitte lpunkt s tehen: Neben der klass ischen Windkraftanlage  in St. Georgen 

und dem Solarpark in Langenried re icht die  Pa le tte  an Anlagen von der Biogasanlage  über 

Heizzentra le , Hackschnitze lkesse l und Wasserkraftnutzung bis  zur Fotovolta ikanlage  auf 

öffentlichen Dächern, e twa auf Schulgebäuden, bis  zum priva ten Scheunendach. 

Wie  loka le  Energieeffizienz durch Bürgerbete iligung möglich wird, ze igt die  BürgerEnergie -

genossenschaft Riss  eG in Mase lhe im. Gemeinsam mit der Kommune wurde  e in Energie -

Einsparcontracting für die  Straßenbeleuchtung umgese tzt.   

Gerade  im kommunalen Bere ich ze igt die  finanzie lle  Bürgerbete iligung, welche  Chancen 

darin liegen, wenn es  um die  kommunale  Wertschöpfung geht: Ohne  e ine  loka le  

Bürgerbe te iligung erzeugt e ine  Fotovolta ikanlage  im besten Fa ll im Jahr der Ins ta lla tion e ine  

loka le  Wertschöpfung. Mit e iner s tarken loka l basie rten Finanzierung durch die  Bürger kann 

die  loka le  Wertschöpfung jedoch für jedes  Betriebs jahr ges ichert werden. 

Nicht zu vergessen is t be i a lle r Förderung Erneuerbarer Energien, dass  das  Einsparen von 

Wärme und Strom ebenfa lls  e in wichtiger Klimaschutzaspekt is t. Vie le  Gemeinden s ind 

gerade  be i ihren öffentlichen Gebäuden dazu übergegangen, wärmedämmende  Maßnahmen 

umzuse tzen. 
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Abbildung 7 – Eigentumsverhältnisse an EE-Anlagen in Deutschland 

 

Und schließlich: Ende 2010 stammten von dem mittels Erneuerbare-Energien-Anlagen 

erzeugten Strom ganze 40 Prozent von Privatpersonen und elf Prozent von Landwirten. Die 

großen vier Energieerzeuger lieferten gerade einmal 6,5 Prozent. 

Doch welche Art der Betreibergesellschaft ist nun die ideale für eine angemessene 

Bürgerbeteiligung? Nicht immer kann es so ein umfangreiches Unternehmen wie die 

„solarcomplex“ AG – die  ja  auch e inmal a ls  GmbH begonnen hatte  – se in. Oft finden 

Rechtsformen vom Vere in über Genossenschaft bis  zur Kommanditgese llschaft Anwendung. 

Darüber hinaus  muss  s ich Bürgerbete iligung nicht immer in Mitsprache  a ls  Gese llschafter 

oder Genosse manifes tieren. Genauso können Projekte  mit Erneuerbaren Energien finanzie ll 

unters tützt werden – e ine  Form, die  gern be i Stadtwerken Anwendung finde t. 
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Möglichkeiten der Bürgerbeteiligung 
Nicht jede Form einer Bürgerbeteiligung ist für jedes Projekt gleichermaßen geeignet. Eine 

Grundsatzfrage, die vor jedem Beteiligungsprozess geklärt werden muss, ist, in welcher 

Form die Beteiligung erfolgen kann und muss.  

 

Abbildung 8 – Grundsätzliche Möglichkeiten für die Bürgerbeteiligung 

 

Eine erste wichtige Entscheidung wird sein, wie eine Bürgerbeteiligung auf der Entschei-

dungsebene bzw. auf der Leistungseben erfolgen soll.  

Entscheidungspfade für Bürgerbeteiligung auf der Entscheidungsebene: 

 Formelle  Bete iligung und damit Einbindung in Bau(le it)- und Regionalplanungsverfahren 

sowie  in Raumordnungs- und Planfests te llungsverfahren.  

 Die  Bürgerbe te iligung is t be i diesen Verfahren, abhängig vom Genehmigungs-

verfahren, zum Teil zwingend vorgeschrieben und trägt nachhaltig zur Akzeptanz 

und Transparenz be i. 
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 Eine  informelle  Bete iligung kann be ispie lsweise  e rfolgen, wenn e in Projektentwickler die  

Bevölkerung über e in Vorhaben informieren will, für das  das  Genehmigungsrecht ke ine  

Bürgerbe te iligung im e igentlichen Sinn vors ieht, diese  jedoch dem Projekt zuträglich is t. 

Be ispie le  hie rfür s ind die  Errichtung von Wärmenetzen oder der Aufbau von 

Fotovolta ikdachanlagen.  

 Die  Bürgerbe te iligung verfolgt dabe i zwei Zie le : Sowohl die  Information über das  

Projekt und ggf. die  Vermarktung des  Vorhabens  a ls  auch die  Schaffung von 

Akzeptanz.  

Die  zweite  wichtige  Frageste llung zie lt darauf ab, wie  die  Bürgerbete iligung auf der 

Le is tungsebene  erfolgen kann.  

Entsche idungspfade für Bürgerbe te iligung auf Le is tungsebene: 

 Indirekte  Bete iligung – wobei die  Rolle  des  Bürgers  ausschließ lich in der des  

Geldgebers  bes teht. 

 Direkte  Bete iligung und damit neben e iner finanzie llen (Geldgeber) Bete iligung auch 

e in Mitspracherecht und mehr oder minder direkte  Einflussnahme auf die  

Geschäftsführung.  

Klass ische  Anwendungsfä lle  für e ine  indirekte  Bete iligung s ind be ispie lsweise  große 

Fre ilandfotovolta ikanlagen, die  häufig a ls  GmbH & Co. KG betrieben werden. Die  Anleger 

bzw. Geldgeber s ind dabei in der KG, die  Geschäftsführung in der GmbH organis ie rt. Ähnlich 

verhä lt es  s ich be i Sparbriefen oder Genussrechten, die  für entsprechende  Vorhaben 

herausgegeben werden. 

Ein klass isches  Beispie l für die  direkte  Bete iligung s ind Energiegenossenschaften. Hier is t 

jedoch zu beachten, dass  je  nach Unternehmenss truktur be ispie lsweise  die  Genossenschaft 

auch auf die  Rolle  e ines  re inen Geldgebers  reduziert werden kann.  

Zwischen den be iden Extremen „100% indirekte  Bete iligung“ und „100% aktive  Bete iligung“ 

gibt es  vie le  Mischformen. Um nur e in Beispie l zu nennen: Biogasanlagen, die  gemeinschaft-

lich be trieben werden und be i denen den unterschiedlichen Akteuren unterschiedliche  

Handlungsbefugnisse abhängig vom jeweiligen Aufgabenfe ld zukommen. 

Die  folgenden Kapite l geben e inen Überblick darüber, welche  grundsä tzlichen Bete iligungs -

modelle  bes tehen und für welche  Vorhaben s ich die  jeweiligen Bete iligungsformen anbie ten.  
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Beteiligungsmöglichkeiten im Überblick 
Die folgende Abbildung gibt einen Überblick über alle grundsätzlich denkbaren Beteiligungs-

modelle – von der einfachsten Form der Beteiligung, in diesem Fall einer Gesellschaft 

bürgerlichen Rechts, bis hin zu komplexen Finanzprodukten wie stillen Beteiligungen oder 

(geschlossenen) Fonds.   

 

Abbildung 9 – Beteiligungsmöglichkeiten im Überblick 

 

Welche Art der Beteiligung letztlich angewendet wird, hängt in großem Umfang von dem 

jeweiligen Vorhaben ab. Eine weitere Frage wird sein, in welcher Form Kommunen sich an 

den jeweiligen Vorhaben beteiligen können.  

  

GbR 

GmbH 
(UG) 

KG AG 

Genossenschaft 

GmbH & Co. KG Beteiligung über 
Stadtwerke 

Andere 
Beteiligungsformen 
wie Bürgerkredite, 

etc. 

Fonds 
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Gesellschaft bürgerlichen Rechts (GbR) – für 
kleinere Vorhaben mit geringem Finanzvolumen 
 

Die  e infachs te , schnells te  und kos tengünstigs te  Rechtsform e iner Betre ibergese llschaft für 

e ine  Bürgerenergieanlage  is t die  Gese llschaft bürgerlichen Rechts  (GbR). S ie  gründet s ich 

auf den Paragrafen 705ff. des  Bürgerlichen Gese tzbuches  (BGB), und wird desha lb auch 

BGB-Gese llschaft genannt.  

Prinzipie ll re ichen zwei Personen aus , um s ie  gründen zu können. Dabei bräuchte  es  nicht 

e inmal e inen schriftlichen Gese llschaftsvertrag. Er kann aber e in solides  Handlungs-

fundament bie ten und schwierige  Situa tionen wie  das  Aussche iden, den Verkauf oder die  

Übertragung von Gese llschafterante ilen oder sogar den Tod e ines  Gese llschafte rs  im 

Vorfe ld rege ln. 

Alle  Gese llschafter vertre ten die  GbR gemeinsam, d.h. auch, dass  be i der Vertrags-

unterze ichnungen a lle  Gese llschafte r unterschre iben müssen. Um solche oft aufwändig zu 

organis ie renden Geschäftsvorgänge  zu e rle ichtern, wird e inze lnen Gese llschafte rn die  

Geschäftsführung mitte ls  e iner Vollmacht übertragen. Dies  muss  jedoch gesondert 

vertraglich gerege lt werden – vor a llem sollte  dabe i die  gesamtschuldnerische  Haftung 

bedacht werden.  

 

Abbildung 10 – GBR: Gesellschafter und Geschäftsführung 

"GbR-Lösungen" werden häufig bei Gemeinschaftsfotovoltaikanlagen eingesetzt. Häufig wird 

argumentiert, dass die Fotovoltaikanlage über entsprechende Versicherungen abgedeckt ist 

und deshalb ein Ausfall kein Problem sei.  

GbR 

Geschäftsführender 
Gesellschafter Gesellschafter Gesellschafter 



 
18 

 

Aus  e inem anderen Blickwinkel be trachtet ze igt s ich jedoch e in deutlicher Nachte il dieser 

Rechtsform: die  gesamtschuldnerische  Haftung, die  eben nicht durch e ine  Ausfa ll-

vers icherung der Fotovolta ikanlage  abgedeckt is t. Dieser Umstand sollte  in jedem Fall vor 

dem Eintritt genau bedacht werden. Typischer Weise wird be i e iner GbR die  Einspe ise -

vergütung, be ispie lsweise  e iner Fotovolta ikanlage , durch die  GbR vere innahmt. Der nach 

Abzug der Kos ten verble ibende  Überschuss  wird dann ante ilig an die  Gese llschafter 

ausgeschütte t.  

Die  Deta ils  hie rzu können im Gese llschaftervertrag gerege lt werden.  Grundsä tzlich ha t jeder 

Gese llschafte r jederze it das  Recht auf Eins icht in die  Bücher der Gesellschaft und kann 

jederze it Informationen über den Geschäftsverlauf anfordern. Wie  bere its  oben ausgeführt, 

haften die  Gese llschafte r gesamtschuldnerisch, d.h. in vollem Umfang auch mit ihrem 

Priva tvermögen. Eine  hundertprozentige  Abs icherung gibt es  in diesem Fall nicht, sodass  

der Einze lne  Chancen und Ris iken be i der Bete iligung an e iner GbR genau für s ich abwägen 

sollte . Das  Bere its te llen von de ta illie rten Informationen zum GbR-Vorhaben is t desha lb e in 

Muss . Es  kann auch e ine  Pflicht zum Ers te llen eines  Verkaufsprospekts  für die  Vermögens-

anlage  bes tehen. 

Es  gibt verschiedene  Kons te lla tionen, die  dazu be itragen sollen, die  Ris iken zu entkoppeln. 

So werden e inige  Bürgersolaranlagen a ls  Kombina tionen von GbR und e inem e ingetragenen 

Vere in be trieben. Dem Vere in kommt die  Rolle  des  Diens tle is te rs  zu, während die  e igentliche 

Anlage  im Eigentum der GbR ble ibt. Da  der Vere in a ls  Diens tle is te r fungiert, übernimmt er in 

gewissen Grenzen auch die  Haftung.  

Ein möglicher Vorte il, der s ich aus  dieser ungewöhnlichen Kons te lla tion e rgibt, is t in der 

Haftungsbeschränkung des  Vere ins  zu sehen, der nur mit dem Vere insvermögen hafte t. An 

dieser S te lle  se i jedoch grundsä tzlich angemerkt, dass  solch komplizie rte  Kons te lla tionen mit 

der Wahl e iner anderen Rechtsform le ichter zu bewältigen s ind.  

Grundsätzlich kann e ine  GbR be i kle ineren Gemeinschaftsanlagen, deren Inves titions -

volumen überschaubar is t, trotz a lle r beschriebenen Nachte ile  e ine  gee ignete  Rechtsform 

se in.  
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Steckbrief GbR 
Gründungsaufwand Verwaltungsaufwand 

Sehr geringer Aufwand: mindes tens 2 

Personen notwendig; formloser Vertrag re icht 

aus ; ke ine Eintragung in Regis ter 

Geringer Aufwand: Gewinnermittlung und 

Buchführung notwendig; ke ine  

Veröffentlichungspflichten 

Ein- und Austritt Gese llschafte rhaftung 

Problematisch: be i Ein- und / oder Aus tritt 

von Gese llschaftern erlischt die  Gese llschaft; 

abweichende  Regelungen durch 

Vertragsges ta ltung möglich  

Problematisch: a lle  Gesellschafte r haften 

gesamtschuldnerisch mit ihren 

Priva tvermögen 

Mitspracherechte  Mindes tkapita l 

Sehr gut: a lle  Gese llschafter vertre ten und 

führen die  Gese llschaft gemeinsam; 

vertraglich können abweichende  Regelungen 

getroffen werden 

Kein Mindes tkapita l notwendig. 

 

Beispiel 

Bürgerkraft-Werk Weimar 
Rechtsform Betre ibergese llschaft: GbR 

Anzahl der be te iligten Personen: 18 Gese llschafter 

Rea lis ie rtes  Projekt: Fotovolta ikanlage 6,27 kWp 

Inves titionssumme: 33.000 Euro zzgl. MwSt. 

Eigenkapita lante il: 92,5 Prozent 

Bete iligungsform: Ante ile  ab 500 Euro, Ertrag etwa 7 Prozent, Bete iligungshöhe  je  

Gese llschafte r e twa 1.700 Euro 

Fremdfinanzierung: 2.500 Euro Förderzuschuss  der Stadt Weimar 

Ansprechpartner für das  Projekt: Sebas tian Pfütze , Geschäftsführer, Kirschbachta l 4,  

99452 Weimar. 
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Gesellschaft mit beschränkter Haftung (GmbH) 
Die  Gese llschaft mit beschränkter Haftung (GmbH) is t nach deutschem Recht e ine  juris tische 

Person und gehört zu den Kapita lgese llschaften. Im Gegensa tz zur GbR trägt die  GmbH die  

Haftungsbeschränkung bere its  im Namen.  

Zur Gründung e iner GmbH is t mindestens  eine  Person notwendig, es  können s ich 

theoretisch jedoch be liebig vie le  we ite re  Personen an der GmbH bete iligen. Die  möglichen 

Gese llschafte r können sowohl na türliche  a ls  auch juris tische  Personen oder andere 

rechtsfähige  Gese llschaften wie  be ispie lsweise  e ine  OHG, KG oder e ine  GbR se in. 

Notwendig s ind in jedem Fall e in Gese llschaftsvertrag sowie  die  Eintragung in das  

Handels regis te r. In dem Gese llschaftsvertrag is t be ispie lswe ise  auch gerege lt, welche  

Rechte  und Pflichten die  e inze lnen Teilhaber haben, wer die  Gese llschaft a ls  Geschäfts -

führer vertritt und ob es  e inen Aufs ichtsra t geben soll oder nicht.  

Der oder die  Geschäftsführer vertreten die  Gese llschaft nach außen und führen die  GmbH 

nach den Weisungen der Gese llschafte rversammlung. Besonders  für Beteiligungsmodelle  is t 

die  sogenannte  gemischte  Gesamtvertretung inte ressant, be i der die  Vertre tung der 

Gese llschaft entweder durch die  Geschäftsführer gemeinschaftlich oder durch e inen 

Geschäftsführer mit e inem Prokuris ten e rfolgt. Diese  Variante  kann zwar zu mehr Kontrolle  

führen, hat aber gegebenenfa lls  den Nachte il, dass  Geschäftsprozesse  länger dauern.  

Im Gegensatz zur GbR is t die  Haftung be i e iner GmbH anders  gerege lt. Die  GmbH haftet mit 

ihrem Gese llschaftsvermögen. Die  Priva tvermögen der Gese llschafte r s ind in diesem 

Haftungsstock nicht e ingebunden. Dieser Vorte il wird jedoch mit e inem größeren Aufwand 

be i der Unternehmensführung (Buchführung, Bilanzen, Rechnungsführung, Geschäfts -

führung, e tc.) erkauft. Bei Fotovolta ikanlagen is t die  GmbH in der Regel e rs t be i größeren 

Vorhaben mit großem Finanzvolumen inte ressant. Ganz anders  s te llt s ich die  Situa tion be i 

Wärmenetzen, Biomasse- oder Biogasanlagen dar. Hier bes tehen Haftungsris iken, die  durch 

die  GmbH im Gegensa tz zur GbR e indeutig begrenzt werden können.  

Die  Gese llschaft mit beschränkter Haftung e igne t s ich a ls  Rechtsform a lso immer dann, 

wenn e ine  Haftungsbeschränkung e in wichtiges  Krite rium be i der Projektentwicklung und –

umsetzung is t.  

Zu beachten is t, dass  der Gese tzgeber se it 2008 mit e iner Reform des  GmbH-Rechts  die  

Unternehmergese llschaft (haftungsbeschränkt) a ls  GmbH mit e inem geringerem Startkapita l 

e ingeführt ha t. Für die  UG (haftungsbeschränkt) ge lten im Wesentlichen die  Regelungen der 

GmbH, jedoch s ind e inige  Besonderhe iten be i der Gründung und Firmierung zu beachten.  
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Steckbrief GmbH 
Gründungsaufwand Verwaltungsaufwand 

Höherer Aufwand: Eintragung in 

Handels regis te r notwendig; notarie ll 

beglaubigte  Gese llschafte rverträge; 

Gründung unter Umständen mit 

Musterformular möglich 

Höherer Aufwand: Jahresabschlüsse  müssen 

ers te llt werden; genau definie rte  Prüfungs- 

und Publizitä tsvorschriften 

Ein- und Austritt Gese llschafte rhaftung 

Mittle re r Aufwand: Geschäftsante ile  können 

verkauft oder vererbt werden; 

Rückzahlungen der Einlagen s ind im 

Gese llschaftsvertrag gesondert auszuführen 

Gut: beschränkt auf die  jeweiligen 

Kapita le inlagen; ke ine Haftung mit 

Priva tvermögen 

Mitspracherechte  Mindes tkapita l 

Sehr gut: weitre ichende  

Ges ta ltungsspie lräume  Mitsprache  (z.B. 

durch Vertre tungsrechte , 

Gese llschafte rversammlung, ggf. 

Aufs ichtsra t) 

Bei GmbH: 25.000 Euro 

Bei UG: 1 Euro 

 

Beispiel 

Solverde Bürgerkraftwerke GmbH 
Beispie l für e in Bürgerbete iligungsprojekt  

Kosten Solarstromanlagen gesamt, netto: max. 116.000 € 

Interne Projektierungskosten, netto: 8.000 € (ca. 6,45 % der Gesamtprojektkosten) 

Finanzierungsvolumen gesamt, netto: max. 121.000 € 

Art der Finanzierung: mindestens 50-100% Bürgerbeteiligung über Solarbausteinverträge 

(partiarische Nachrangdarlehen) 
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Die Kommanditgesellschaft (KG) 
Die  Kommanditgese llschaft (KG) is t e ine  Personengese llschaft, die  von mindes tens zwe i 

na türlichen oder juris tischen Personen (Beispie l: GmbH & Co. KG) gegründet wird, wobei 

mindes tens  e iner der Gese llschafte r die  Rolle  des  Komplementärs  (d.h. Vollhafte r) und 

mindes tens e in weite rer Gese llschafte r die  Rolle  des  Kommanditis ten (d.h. Te ilhafter) 

e innimmt. Die  KG is t ke ine  juris tische Person.  

Eine  wesentliches  Merkmal der KG is t die  Regelung der Haftung. Der Komplementär haftet 

auch mit se inem Priva tvermögen, während der Kommanditis t nur mit seiner Einlage  haftet. 

Bei der Nichtle is tung der Kommandite inlage  is t die  Haftung des  persönlichen Vermögens 

des  Kommanditis ten auf e ine  bes timmte Haftsumme beschränkt.  

Re ine  Kommanditgese llschaften spie len be i der Bürgerbe te iligung e ine  untergeordnete  

Rolle , s ie  werden jedoch häufig in der Form e iner GmbH & Co. KG angewendet, um größere 

Vorhaben rea lis ie ren zu können.  

Steckbrief Kommanditgesellschaft 
Gründungsaufwand Verwaltungsaufwand 

Mittle re r Aufwand: Gese llschaftsvertrag; 

Eintragungen in Regis te r 

Mittle r Aufwand: Buchführung; abhängig von 

Anzahl der be te iligten Gese llschafte r auch 

höherer Aufwand möglich 

Ein- und Austritt Gese llschafte rhaftung 

Mittle re r Aufwand: Auflösung der 

Gese llschaft und Ein- bzw. Aus tritt von 

Gese llschafte rn kann im Gese llschaftsvertrag 

gerege lt werden  

Mindes tens  e in Gese llschafter is t Vollhafter 

Mitspracherechte  Mindes tkapita l 

Problematisch: Die  Kommanditis ten s ind 

gese llschaftsrechtlich von der Führung der 

Geschäfte  ausgeschlossen und zur 

Vertretung der Gese llschaft nicht e rmächtigt. 

Es  is t jedoch denkbar, durch vertragliche  

Regelungen entsprechende  Rechte 

e inzuräumen 

Keine  Mindes te inlage  notwendig. 
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Kombination von Gesellschaft mit beschränkter 
Haftung und Kommanditgesellschaft (GmbH & Co. KG) 
 

Be i vie len Bürgerenergieanlagen hat s ich be i größeren und damit zumeis t komplexeren 

Projekten e ine  Kombina tion e iner Gese llschaft mit beschränkter Haftung mit e iner 

Kommanditgese llschaft e tablie rt. Mit höheren Inves titionssummen, häufig in die  Millionen 

gehend, werden auch die  unternehmerischen Risiken höher. 

Um e ine  ausre ichende Haftungsbeschränkung für Gese llschafter zu e rre ichen und e ine  

Einbindung zahlre icher Kapita lgeber zu fördern, bie tet die  GmbH & Co. KG die  idea le  

Vorausse tzung. Meis t s ind dabei die  GmbH-Gese llschafte r die  Projektinitia toren. S ie  s ind 

neben e inem hauptamtlichen Geschäftsführer Teil der Geschäftsführung. S ie  übernehmen in 

e iner Kommanditgese llschaft die  Rolle  der haftenden Komplementäre . 

Die  andere  Form des  Gese llschafte rs  in e iner Kommanditgese llschaft s ind die  Kommanditi-

s ten. S ie  haften nur in Höhe  des  von ihnen e ingebrachten Kapita ls  und wirken nicht an der 

Unternehmens le itung mit. Dadurch is t diese  Gese llschaftsmischform ideal für Anleger – und 

um solche anzulocken. Außerdem können – wie  be i der GbR die  Gese llschafte r – die  

Kommanditis ten die  Buchführung e insehen und Informationen über den Geschäftsverlauf 

e rha lten. 

Kommanditante ile  können darüber hinaus  an ausgewählte  Pe rsonen vergeben werden. 

Dadurch lassen s ich loka le  Meinungsführer und mögliche  Gegner zu Projektbe te iligten 

machen. 

Bei e ingeschränktem Kapita le insa tz können die  Kommanditis ten – unter Berücks ichtigung 

des  Kapita lverlus tris ikos – über Gewinnausschüttungen e ine  Rendite  e rzie len. Die  Kapita l-

anlage  is t langfris tig ausge legt. 

Es  gilt auch hie r, frühze itig ausführliche  Informationen e inzuholen, wenn man s ich an solch 

e inem Projekt bete iligen möchte . Die  Bere its te llung e ines  geprüften Verkaufsprospekts  

gemäß Paragraf 6 des  Vermögensanlagegesetzes  empfiehlt s ich. 

Der Aufwand, der mit Gründung und Verwaltung der GmbH & C. KG einhergeht, is t nicht 

unerheblich. Dazu zählt neben Gese llschaftsverträgen für GmbH und GmbH & Co. KG e ine 

notarie lle  Beurkundung des  GmbH-Vertrags  und e ine  Eintragung ins  Handels regis te r für 

GmbH und GmbH & Co. KG. Für die  GmbH muss  e in Stammkapita l von 25.000 Euro 

e rbracht werden. 
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Danach müssen, anders  a ls  be i der GbR, Jahresabschlüsse  ers te llt werden, die  den 

gesetzlichen Prüfungs- und Veröffentlichungsvorschriften entsprechen. Erle ichterungen gibt 

es  dabe i nur für kle ine  und mitte lgroße Kapita lgese llschaften. 

Exkurs: UG & Co. KG 
Wie bere its  oben ausgeführt bes teht neben der GmbH auch die  Möglichkeit, durch e ine  UG 

(haftungsbeschränkt) e ine  Gese llschaft mit beschränkter Haftung zu initiie ren. Wie  auch be i 

der GmbH & Co. KG is t das  primäre  Zie l der gese llschaftsrechtlichen Kons truktion, die  

Haftungsris iken für die  hinte r der Gese llschaft s tehenden Personen auszuschließen oder zu 

begrenzen. Bei der UG kommt a ls  we ite re  Besonderhe it hinzu, dass  durch das  Kons trukt der 

Co. KG die  für die  UG vorgeschriebene  Rücklagenbildung faktisch vermieden werden kann. 

Die  Rechts form der UG (haftungsbeschränkt) & Co. KG wird desha lb häufig dann gewählt, 

wenn aus  s teuerlicher Sicht e ine  gewerbliche  Prägung vorhanden is t, jedoch die  

Gese llschafte r ke ine  Liquiditä t zur Verfügung s te llen möchten oder diese nicht benötigt wird.  

Steckbrief GmbH & Co. KG 
Gründungsaufwand Verwaltungsaufwand 

Hoher Aufwand: mindes tens  zwe i 

Gese llschafte r; Gese llschaftsverträge jeweils  

für GmbH und GmbH & Co. KG; GmbH muss 

notarie ll beurkundet werden; Eintragung ins  

Handels regis te r für GmbH sowie  GmbH & 

Co. KG 

Hoher Aufwand: Pflicht zur Ers te llung von 

Jahresabschlüssen für GmbH sowie  GmbH & 

Co. KG; deta illie rte  Prüfungs- und 

Publizitä tsvorschriften  

Ein- und Austritt Gese llschafte rhaftung 

Bei GmbH: wie  be i GmbH beschrieben; eher 

schwierig;  

Bei Kommanditis ten: mitte l, da  Kündigung 

oder Übertragung möglich is t; 

Rückzahlungen können im 

Gese llschaftsvertrag gerege lt werden; jedoch 

Änderungen im Handels regis ter notwendig 

Sehr gut: beschränkt auf die  jeweiligen 

Gese llschafte rante ile  

Mitspracherechte  Mindes tkapita l 

GmbH Gese llschafter: sehr gut (vgl. oben) 

Kommanditis ten: nur geringe bis  ke ine  

Mitsprachemöglichkeiten 

Stammkapita l für GmbH (25.000 Euro) 

notwendig; a lterna tiv: Stammkapita l UG 

mindes tens 1 Euro; ke in Stammkapita l für 

Kommanditis ten 
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Beispiel 

Windpark Roter Berg im Eichsfeld 
Rechtsform: GmbH & Co. KG 

Anzahl be te iligte  Personen: unter 50 Kommanditis ten 

Realis ie rtes  Projekt: 3 Windkraftanlagen mit 5,6 MW Gesamtle is tung 

Inves titionssumme: 13,9 Millionen Euro 

Eigenkapita lante il: e twa  26 Prozent 

Bete iligungsform: Kommanditante ile  unterschiedlicher Höhe  

Fremdfinanzierung: Volksbank Mitte  eG, Commerzbank 

Ansprechpartner für das  Projekt: Antonius  Lillpopp, EPE Energie -Projekte-Eichsfe ld GmbH & 

Co., Schulgasse  75, 37308 Reinholte rode , Te l: 0049-36085-40407 

Ansprechpartner der Gemeinde  Reinholte rode : Reinhard Friese , Gemeinde  Reinholte rode , 

Schulgasse 75, 37308 Reinholte rode , Te l: 0049-36085-453616 

An dieser S te lle  noch e in Hinweis  zur UG: Wie  oben ausgeführt, is t die  UG & Co. KG 

genauso denkbar wie  e ine  GmbH & Co. KG, um entsprechende  Projekte  umzuse tzen. Das 

Kons trukt UG & Co. KG is t in Deutschland aber noch re la tiv neu und wurde  desha lb bisher 

se lten im Kontext von Erneuerbaren Energien oder Energieeffizienzprojekten angewendet. 

Desha lb wurde  an dieser S te lle  ke in Beispie l für die  Umsetzung darges te llt.   

  



 
26 

 

Die eingetragene Genossenschaft 
Eine  we ite re  be liebte  Form für größere  Bürgerenergieanlagen is t die  e inge tragene 

Genossenschaft (eG). Ende  2012 zählten die  656 Genossenschaften im Bere ich der 

Erneuerbaren Energien zur größten Gruppe  unter den e ingetragenen Genossenschaften. S ie  

haben laut Umfrage  des  Deutschen Genossenschafts - und Raiffe isenverbandes  e .V. von 

Anfang 2013 insgesamt 136.000 Mitglieder, davon 90 Prozent Priva tpersonen, die  1,2 

Millia rden Euro inves tie rt haben. S ie  e rzeugen 580 Millionen Kilowatts tunden Ökostrom und 

decken jährlich den Strombedarf von 160.000 Haushalten. 

Die  Genossenschaft gilt a ls  besonders  demokratische  Rechtsform. Denn be i der 

Genera lversammlung hat hie r jedes  Mitglied unabhängig von se iner Kapita le inlage  nur e ine  

Stimme. Damit is t der Umfang an der Te ilhabe  größer a ls  be i der GmbH & Co. KG. 

Die  Genossenschaft is t dem Genossenschaftsgese tz unters te llt. Die  Haftung der Mitglieder 

kann wie  be i der Rechtsform der GmbH & Co. KG auf die  Kapita le inlage beschränkt werden. 

Im Gegensa tz dazu bes teht hie r ke ine  Pflicht zu e inem Vermögensanlage-Verkaufsprospekt. 

Die  Mitglieder werden nicht in e in öffentliches  Regis ter e ingetragen, sodass  die  Aufnahme 

we ite rer Mitglieder e twa nach der Gründung problemlos  e rfolgen kann. Die  Sa tzung muss 

nicht notarie ll beglaubigt werden. Der Vorstand der Genossenschaft is t zugle ich die  

Geschäftsführung. 

Mit der Gründung e iner Genossenschaft geht a lle rdings  e in größerer Aufwand e inher. Der 

zus tändige  Genossenschaftsverband prüft dabe i Bus inessplan und Sa tzungse ignung. 

Gle ichze itig berä t der Genossenschaftsverband. Ers t danach kann die  Eintragung in das  

Genossenschafts regis te r vorgenommen werden. 

Der intens iven begle itenden Bera tung is t es  wohl geschulde t, dass  Insolvenzen be i 

e inge tragenen Genossenschaften kaum e intreten. Obwohl be i begrenztem Kapita le insa tz 

das  Ris iko des  Kapita lverlus ts  wie  be i der GmbH & Co. KG bes teht, dürfte  die  

Genossenschaft damit auch die  s ichers te  Form der aktiven Bete iligung an 

Bürgerenergieanlagen se in. 

Die  Mitglieder können s ich in dieser Rechtsform mitte ls  der Genera lversammlung, die  jährlich 

e inmal s ta ttfinden muss , über den Geschäftsverlauf und die  Jahresabschlüsse  (mit 

kostenintens iver jährlicher Pflichtprüfung) informieren – und dort auch über die  

Zusammense tzung von Aufs ichts rat und gegebenenfa lls  Vorstand mitentsche iden sowie  

mitdiskutieren. Bei Erfolg bes teht die  Rendite  für die  Mitglieder in der jährlichen Dividende  für 

die  geze ichneten Genossenschaftsante ile . 
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Bei Einhaltung der Kündigungsfris t is t die  Kündigung von Genossenschaftsante ilen möglich. 

Es  bes teht Anspruch auf Ante ils rückzahlung. 

Weite re  Informationen zur e inge tragenen Genossenschaft finden s ich über den 

Interne tauftritt des  Genossenschaftsverbandes . 

Steckbrief Genossenschaft 
Gründungsaufwand Verwaltungsaufwand 

Hoher Aufwand: mindes tens  dre i Mitglieder; 

Prüfung Bus inessplan und Sa tzung durch 

Genossenschaftsverband; Eintragung in 

Genossenschafts regis te r 

Hoch: Prüfung durch 

Genossenschaftsverband; Pflicht zur 

Ers te llung von Jahresabschlüssen; 

de ta illie rte  und gese tzlich gerege lte  

Prüfungs- und Publizitä tspflichten  

Ein- und Austritt Gese llschafte rhaftung 

Einfach: Austritt ohne  Zus timmung möglich; 

Eintritt von Mitgliedern nur mit Zus timmung 

der Genossenschaft möglich; Anspruch auf 

Rückzahlung der Genossenschaftsante ile  

Sehr gut: Beschränkung der Haftung der 

Mitglieder auf Genossenschaftsante ile  je  

nach Sa tzung möglich 

Mitspracherechte  Mindes tkapita l 

Mitte l: Mitglieder wählen Vors tand und 

Aufs ichtsra t; Antrags-, Rede-, S timm- und 

Auskunftsrechte  der Mitglieder in der 

Genossenschaftsversammlung 

Gut: ke in festes  Stammkapita l notwendig 

Beispiele 

Bürgerenergie Gotha eG 
Rechtsform: eG 

Anzahl be te iligte  Personen: 26 

Realis ie rtes  Projekt: 13 Fotovolta ikanlagen mit insgesamt 330 kWp 

Inves titionssumme: 737.000 Euro 

Eigenkapita lante il: 7 Prozent 

Bete iligungsform: 1 Ante il = 100 Euro + das  Neunfache  des  Ante ils  a ls  Nachrangdarlehen 



 
28 

 

Fremdfinanzierung: Raiffe isenbank Gotha  eG, Zuschüsse  1.000-Dächer-Programm der 

Thüringer Aufbaubank 

Ansprechpartner für das  Projekt: Jürgen Hacketha l, Vors tand, Gartens trasse  19, 99867 

Gotha, Te l: 0049-3621-30880 

Bioenergiedorf Schlöben eG 
Rechtsform: eG 

Anzahl be te iligte  Personen: 92 

Realis ie rtes  Projekt: Zentra le  Wärmevollversorgung der Orts te ile  Schlöben und Zöttnitz 

durch Biogasanlage  mit 795 kW, 3 Blockheizkraftwerke  à  365 kW, davon 2 

s te llitenverbunden über 1,6 km Biogas le itung, reaktivie rtes  Heizhaus  (LPG-Brache) mit 550 

kW therm. Holzhackschnitze lkesse l für Mitte llas t, 30.000 l Pufferspe icher, 5,8 km 

Nahwärmenetz mit 70 Prozent Anschlussgrad; weite re  Synergieprojekte: Mitverlegung e ines  

FTTH Bre itbandnetzes , Erdverlegung Stromkabel, Ertüchtigung Wasser-/ Abwasserle itung 

Inves titionssumme: etwa  5,5, Millionen Euro 

Eigenkapita lante il: e twa  5 Prozent 

Bete iligungsform: Genossenschaftsante ile  in Höhe  von 500 Euro; Mindes tbe te iligung für 

Wärmeanschluss  4 Ante ile , Bete iligung aber auch ohne  Wärmeanschluss  möglich 

Fremdfinanzierung: Deutsche  Kreditbank AG 

Ansprechpartner für das  Projekt: Regiona le  Aktionsgruppe  Saa le -Holzland e .V., Nicke lsdorf 

1, 07613 Crossen, Te l: 0049-36693-230944 

Ansprechpartner der Kommune: Gemeinde  Schlöben, Hans -Peter Perschke, Am Wallgraben 

1, 07646 Schlöben, Te l: 0049-36428-42935 
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Die Aktiengesellschaft 
Grundsätzlich is t auch e ine  Aktiengese llschaft für die  Realis ie rung von Bürgerenergie -

vorhaben denkbar. Jedoch is t die  verhä ltnismäßig komplexe Struktur e iner Aktiengesellschaft 

vor a llem dann s innvoll, wenn gle ich mehrere  Projekte  mit hohem Finanzvolumen umgese tzt 

werden sollen und e ine  Genossenschaft nicht zweckmäßig is t. Die  AG is t, wie  be ispie lsweise  

die  GmbH, e ine  Kapita lgese llschaft. S ie  kann durch e ine  oder mehrere  na türliche  oder 

juris tische  Personen bzw. e ine  rechtskräftige  Personengese llschaft e rfolgen. Der 

Gese llschaftsvertrag bzw. die  Sa tzung muss  in jedem Fall notarie ll beurkundet werden. Das  

Grundkapita l be trägt mindes tens  50.000 Euro. Geführt wird die  AG durch den Vors tand, der 

wiederum durch den Aufs ichts rat überwacht wird.  

Interessant für Bete iligungsmodelle  is t die  AG vor a llem be i größeren Vorhaben. Die 

Aktionäre  s ind Inhaber e ines  Ante ils  der Aktiengese llschaft und s tatten das  Unternehmen mit 

Eigenkapita l aus . Als  Aktionäre  haben s ie  das  Recht auf Dividenden, das  Bezugsrecht sowie  

e inen Ante il am Liquidationserlös  be i e iner Auflösung der AG. Darüber hinaus  haben s ie  

sogenannte  „Verwaltungsrechte“ wie  be ispie lsweise  das  Teilnahme- und Antragsrecht in 

Hauptversammlungen, S timm- und Auskunfts recht be i Gese llschaftsangelegenheiten sowie 

e in Anfechtungsrecht be i Verdacht auf nicht sa tzungsgemäße  Beschlussfa ssungen in 

Hauptversammlungen. Im Hinblick auf Bürgerbe te iligungsmodelle  können Aktiengese ll-

schaften e ine  Rolle  spie len, jedoch s ind die  Anforderungen an die  Unternehmensgründung 

und –führung re la tiv hoch. In jedem Fall is t abzuwägen, ob die  re la tiv e infache 

Kapita lbeschaffung durch die  Ausgabe  von Aktien die  hohen Verwaltungsanforderungen 

aufwiegt.   

Steckbrief Aktiengesellschaft 
Gründungsaufwand Verwaltungsaufwand 

Hoher Aufwand: Gründung erfolgt in 

verschiedenen Stufen, die  auch e ine 

Gründungsprüfung be inha lten 

Hoher Aufwand: verschiedene  

Kontrollgremien sowie  hohe  

Anforderungen an Publizitä tspflichten 

Ein- und Austritt Gese llschafte rhaftung 

Rela tiv e infach: Verkauf oder Rückgabe der Aktien Sehr gut: Haftung is t auf Nennwert der 

Aktien beschränkt 

Mitspracherechte  Mindes tkapita l 

Mitte l bis  gut: je  nach Ausgesta ltung und 

Verte ilung der Stimmrechte  nach Aktien 

Stammkapita l: min. 50.000 Euro. 
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Beispiel 
Der Gründungsaufwand und mit dem Betrieb e iner AG verbundenen Aufwand is t vor a llem 

dann gerechtfe rtigt, wenn komplexe  und umfangre iche  Projekte  umgese tzt werden sollen 

oder gle ich e in ganzer Kraftwerkspark be trieben werden soll.  

Solarcomplex AG 
Die  solarcomplex AG bes itzt und betre ibt aktue ll folgenden Kraftwerkspark 

 rund 4 MW Photovolta ik, davon rund 1 MW Dachanlagen an über 30 Standorten 

 rund 2,5 MW Fre iland-Solarkraftwerke an 3 Standorten 

 Biogasanlage  Hof Bucheli, Gailingen, mit 250 kW 

 ca . 57 Kilometer Nahwärmenetze  und Heizzentra len in den Bioenergiedörfern 

Mauenhe im, Lippertsreute , Schla tt, Randegg, Lautenbach, Weite rdingen, Büs ingen 

und Emmingen sowie  in der Kle ins tadt Messkirch 

 rund 30 Holzenergieanlagen im Contracting, gesamt rund 12 MW 

 Windkraftanlage  St. Georgen mit 2,3 MW 
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Mehrere Partner mit einem Ziel: Beteiligung über 
Eigenbetriebe der Kommunen 
 

Vie le  Kommunen unterha lten Stadtwerke  a ls  Eigenbetriebe , um Energiediens tle is tungen auf 

kommunaler Ebene  dars te llen zu können. Für Kommunen is t es  mithin nicht immer le icht, 

s ich direkt an Projekten zur Nutzung Erneuerbarer Energien zu be te iligen – a ls  S tichworte  

se ien hie r die  Anforderungen der Kommunalaufs icht sowie  weite re  Einschränkungen be i 

e iner direkten wirtschaftlichen Betätigung genannt.  

Ein Lösungsansatz kann die  Vers te tigung des  Engagements  im Bere ich der Erneuerbaren 

Energien durch e in Engagement ihrer S tadtwerke  se in. An dieser Stelle  bes tehen vie le  

verschiedene  Möglichkeiten für Bete iligungsmodelle , die  a lle  den Vorte il haben, dass  

zumindes t indirekt e in kommunaler Partner für e ine  geordnete  Abwicklung der Projekte  

Sorge trägt. 

Beispiel 1: Stadtwerke, Kommune und GmbH & Co. KG 
Aus dem Zusammenspie l von Stadtwerken, der Kommune und e iner GmbH & Co. KG kann 

s ich e in inte ressantes  Modell für die  Bürgerbe te iligung entwicke ln.  

Eine  Projektgese llschaft, in diesem Fall die  GmbH & Co. KG, se tzt das  Projekt zur Nutzung 

Erneuerbarer Energien um. Die  GmbH & Co. KG se tzt s ich dabe i aus  e inem Komplementär, 

den die  Stadtwerke  s te llen, und e inem Kommanditis t bzw. den Einlagen der Bürger 

zusammen. 

Kommune 

Stadtwerke 

GmbH & Co. KG 

Komplementär 
(GmbH) 

Kommanditist 
(Bürger) 

Bürger 

Abbildung 11 – Beteiligung über Eigenbetriebe der Kommunen als GmbH & Co. KG 
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Auf diese Weise können sich Kommunen indirekt an der Umsetzung von Erneuerbaren 

Energien-Projekten beteiligen. Diese Option bietet darüber hinaus den Vorteil, dass 

bekannte und erprobte Modelle wie die GmbH & Co. KG-Lösung genutzt werden können.  

Beispiel 2: Stadtwerke, Kommune und Genossenschaft 
Eine  Genossenschaft kann aber auch aus  Gründen der Bete iligung an Stadtwerken 

gegründet werden, die  s ich besonders  der Förderung regenera tiver Energien verschrieben 

haben. Dies  wäre  ebenfa lls  e ine  Möglichkeit der Einflussnahme von Bürgern an der Energie -

gewinnung. Die  Genossenschaft kauft dabe i Ante ile  an e inem entsprechenden Stadtwerk. 

Finanziert wird der Kauf mitte ls  der Einlagen, die  die  Bürger be i ihrem Eintritt in die  

Genossenschaft vornehmen. Der Vorte il für das  Stadtwerk is t offens ichtlich: es  führt zu e iner 

s tä rkeren Identifizie rung der Bürger mit ihrem Stromproduzenten vor Ort und damit auch zu 

e iner s tä rkeren Verankerung. Von den Ante ilse ignern können darüber hinaus  Impulse  für 

we ite re  Ideen und Geschäftsmodelle  ausgehen.  

Beispiele 

BürgerEnergie Jena eG 
Rechtsform: eG 

Anzahl be te iligte  Personen: e twa 300 

Realis ie rtes  Projekt: Bete iligung an der Stadtwerke Energie  Jena -Pößneck GmbH 

Inves titionssumme: etwa  2 Millionen Euro 

Eigenkapita lante il: e twa  100 Prozent 

Bete iligungsform: Genossenschaftsante ile  in Höhe  von 500 Euro; maximal 100 Ante ile  pro 

Genossenschaftsmitglied, prognos tizie rte r Ertrag: 4 Prozent 

Ansprechpartner für das  Projekt: BürgerEnergie  Jena  eG, Martin Berger, Golmsdorfer S traße 

19, 07749 Jena, Web: www.buergerenergie -jena .de  

Ansprechpartner der Stadt Jena : Dr. Götz Blankenburg, S tadt Jena , Am Anger 15, 07743 

Jena , Te l: 0049-3641-493005 
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Schuldrechtliche Beteiligung 
Neben diesen Bete iligungsformen mitte ls  Eigenkapita l gibt es  für die  Förderung von 

Bürgerenergieanlagen auch die  des  Fremdkapita ls  sowie  Mischformen von Eigen- und 

Fremdkapita l, das  so genannte  Mezzanine -Kapita l. Im Folgenden sollen dabei die  Inhaber-

schuldverschre ibung, das  nachrangige Darlehen, der Genusssche in und die  s tille  Bete iligung 

kurz e rläutert werden. 

S ta tt der zuvor angeführten Anle ihe  bie te t die  Inhaberschuldverschre ibung e inem Stadtwerk 

e ine  we ite re  Möglichkeit der Einbindung von Bürgerkapita l. Das  Unternehmen verpflichtet 

s ich dabe i, den Zeichnern der Schuldverschre ibungen den geze ichneten Betrag zum 

Laufze itende  inklus ive  vere inbarter Zinsen zurückzuzahlen. Für die  Zeichner gibt es  dabe i 

a lle rdings  ke inerle i Mitspracherechte  be i der Geschäftsführung oder gar Informationsrechte . 

Desha lb is t hie r e ine sorgfä ltige Vorabinformation mitte ls  Vermögensanlage -Verkaufs -

prospekt notwendig. 

Neben der schon beschriebenen Form der Genossenschaft a ls  Käufer von Ante ilen e twa an 

Stadtwerken kann die  Genossenschaft, wenn s ie  die  Geschäftsante ile  re la tiv niedrig hä lt 

(Beispie l: Mitgliedschaftsante ile  be i 30 Prozent und nachrangige  Darlehen be i 70 Prozent), 

nachrangige  Darlehen zur Finanzierung bes timmter Projekte  im Bere ich der Erneuerbaren 

Energien aufnehmen. Die  Genossenschaftsmitglieder müssen diese  der Genossenschaft 

gewähren. Die  Darlehen werden über die  Laufze it des  damit finanzierten Projekts  sukzess ive  

zurückgezahlt. 

Dies  bie te t der Genossenschaft auch die  Möglichkeit, gezie lt Kapita l be i ihren Mitgliedern für 

anstehende Projekte aufnehmen zu können – und das Kapital langfristig zu binden, denn in 

der Regel gilt eine Laufzeit von mindestens fünf Jahren. Die Mitglieder profitieren wiederum 

dadurch, dass eine höhere Rendite erzielt werden kann. Zudem liegt bei der Kombination 

von Genossenschaft und Nachrangdarlehen keine Verkaufsprospektpflicht vor. 

Bei nachrangigen Darlehen gilt es zu beachten, dass im Fall einer Liquidation oder Insolvenz 

die Rückerstattung erst dann durchgeführt werden darf, nachdem alle nicht nachrangigen 

Darlehen rückerstattet wurden. Nachrangige Darlehen müssen jedoch vor dem Eigenkapital 

der rückerstattet werden. Eine Rangordnung wird für den Fall festgelegt, dass die 

Vermögenswerte des Unternehmens, hier also der Genossenschaft, nicht ausreichen, um 

alle Forderungen zu bedienen. Die Nachrangigkeit wird durch die Vereinbarung eines 

Rangrücktritts erreicht. Das nachrangige Darlehen ist dem Mezzanine-Kapital zugeordnet. 
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Ebenfa lls  im Bere ich des  Mezzanine-Kapita ls  bewegt man s ich be im so genannten 

Genusssche in. Er kann, je  nach Ausges ta ltung der verbrieften Genussrechte , eher e iner 

Aktie  und damit Eigenkapita l oder e iner Anle ihe  und damit Fremdkapita l ähneln. Dennoch 

be inha lte t der Genusssche in ke in Mitspracherecht be i der Geschäftsführung und ke in 

Stimmrecht. Auch Genusssche ine  werden in der Regel nachrangig ausgesta lte t. Das 

bedeute t, dass  be i e iner Insolvenz e rs t die  Forderungen der anderen Fremdkapita lgläubiger 

bedient werden müssen. Deswegen und wegen der gewinnabhängigen Verzinsung wird das  

Genusskapita l wirtschaftlich a ls  Eigenkapita l gesehen. 

Im Gegensatz hie rzu finde t s ich be i Genossenschaften neben dem nachrangigen Darlehen 

eher noch die  Möglichkeit, s ich über s tille  Bete iligung zu finanzieren. Diese  Art von 

Bete iligung aus  dem Mezzanine-Kapita lbere ich bie te t vie l Ges ta ltungsfre ihe it. S tille  

Gese llschafte r s ind (in der Regel) nicht an der Geschäftsführung bete iligt. S ie  haben weniger 

Kontrollrechte  a ls  e twas  Kommanditis ten. Stille  Gese llschafter haften nur mit dem 

umgelegten Kapita l. Die Gewinnbete iligung wird vertraglich fes tge legt. Dennoch kommt es  

häufiger vor, dass  s tille  Gese llschafte r an Verlusten der Gese llschaft be te iligt werden. Eine 

Bete iligung an der Veränderung des  Unternehmensvermögens wird a ls  „atypische  s tille  

Bete iligung“ beze ichnet. Für das  Unternehmen bedeute t e ine  s tille  Gese llschaft e ine 

Erweite rung der Kapita lbas is . 

Beispiele 

Genussrechte solarcomplex AG 
Ausgebende Gese llschaft: sola rcomplex AG 

Vermögensanlage: Genussrechte  mit e iner vertraglich fes tge legten Verzinsung von 4 

Prozent p.a . 

Anzahl der Vermögensanlage : 3.000 Stück Genussrechte  

Nennbetrag: 1.000 Euro je  Genussrecht 

Mindes tze ichnung: 1 Genussrecht für 1.000 Euro, höhere  Beträge  müssen durch 1.000 

te ilbar se in 

Laufze it: frühes tens  zum Ende  des  6. vollen Kalenderjahres  nach Einzahlung des  

Genussrechtskapita ls  zum Jahresende kündbar 

Kontakt: sola rcomplex AG, Ekkehardstraße 10, 78224 Singen, Te l: 07731-82740, Web: 

www.solarcomplex.de  
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Mittelbare Beteiligung durch Sparbriefe 
Eine  we ite re  Form der Förderung von Bürgerenergieanlagen biete t der spezie ll Umwelt- und 

Klimaschutzaspekten dienende  Sparbrief. Neben der Umweltbank haben inzwischen auch 

Sparkassen und Volks - und Raiffe isenbanken Angebote  mit ökologischem wie  regiona lem 

Anspruch aufgenommen. So werden Kredite  für die  Finanzierung von Anlagen zur Nutzung 

erneuerbarer Energien vergeben. Die  – be ispie lsweise  – Sparkasse  verwendet die  

Sparbriefe inlage  für diese  Kredite . Dabei werden Energieanlagen im Verbre itungsgebie t der 

Bank – oft e in Landkre is  – bis  zur Höhe  der insgesamt geze ichneten Sparbriefe  finanziert. 

Der Zusammenhang zwischen Sparbrief und Energieanlage  ble ibt indirekt. Damit is t dies  die  

schwächs te  Form der Bürgerbe te iligung. Zins - und Rückzahlungsansprüche der 

Sparbriefinhaber bestehen nur zur den Sparbrief ausgebenden Bank. Die  is t auch a lle in für 

die  Vermarktung zus tändig. S ie  bie tet aber e ine  Abs icherung über ihren 

Einlagens icherungsfonds . Die  Verzinsung fä llt gering aus. Gre ifbarer und inte ressanter kann 

e ine  solche  indirekte  Verknüpfung von Geldanlage  mit e iner Anlage  für die  Gewinnung 

Erneuerbarer Energien be i e iner Koopera tion von Bank und e twa Stadtwerk vor Ort se in. 

Dabei kann e in Sparbrief konzipie rt werden, der exklus iv den Kunden des  Stadtwerks 

angeboten wird. Der Kunde  wirkt le tztlich zu se inem e igenen Vorte il, indem er den Ausbau 

des  Stadtwerkangebots  an Erneuerbaren Energien fördert. 

Beispiel 

Erfurter Zuwachssparen UmweltPlus Solar 
Ausgebende Gese llschaft: Sparkasse Mitte lthüringen 

Realis ie rtes  Projekt: Fre iflächen-Fotovolta ik-Anlage in Erfurt-Os t (Kiessee) 

Ze ichnungssumme: 1,25 Millionen Euro 

Bete iligungsform: Sparvertrag, 6 Jahre  Laufze it, Ante ile  von 1.000 Euro bis  maximal 5.000 

Euro, Verzinsung 1 Prozent im ers ten Jahr, 4,5 Prozent im 6. Jahr. Im le tzten Jahr zusä tzlich 

e in Bonus  von 2 Prozent auf das  e ingezahlte  Kapita l durch die  Stadtwerke Erfurt. 

Kontakt S tadtwerke Erfurt: SWE Energie  GmbH, Magdeburger Allee  34, 99086 Erfurt  

Kontakt Sparkasse  Mitte lthüringen: Sparkasse Mitte lthüringen, Postfach 900241, 99105 

Erfurt 
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Energieeffizienz und Bürgerbeteiligung 
Viele der bisher aufgeführten Beispiele zielen auf die Beteiligung an Anlagen zur Erzeugung 

von Erneuerbaren Energien ab. Dies liegt nicht zuletzt daran, dass die Erneuerbaren 

Energien mitunter eine größere Verzinsung mit sich bringen und deshalb in den 

vergangenen Jahren klar im Fokus bürgerschaftlichen Engagements standen. Mit dem zu 

erwartenden Wandel hin zu niedrigeren Einspeisevergütungen beim EEG, von dem 

beispielsweise Bürgerwindparks und -fotovoltaikanlagen betroffen sind, ergibt sich nun 

wieder eine Chance für eine direkte Bürgerbeteiligung an Energieeffizienzmodellen. Zwei 

wesentliche Umsetzungswege sind dabei Bürgerkredite sowie Energiesparcontractings. Ein 

weiterer Aspekt ergibt sich aus der Besicherung der Vorhaben. Kommunen oder kommunale 

Eigenbetriebe können hier mit ihrer großen Bonität punkten und gleichzeitig auch schwierige 

Haushaltssituationen entschärfen.  

Bürgerkredite und Energiespar-Contracting 
Bürgerkredite , be i denen kommunale  Projekte  oder die  Projekte  von kommunalen 

Eigenbetrieben finanziert werden sowie  Energiespar-Contracting-Modelle , die  be ispie lsweise  

durch kommunale  Eigenbetriebe  wie  Stadtwerke organis ie rt werden, s te llen die  zwe i 

wesentlichen Optionen für e ine  Bürgerbete iligung in diesem Kontext dar. 

Bürgerkredite 
Bei e inem Bürgerkredit handelt es  s ich um ein Vorhaben e iner Kommune oder e ines  

kommunalen Unternehmens , das  mit Hilfe  von Bürgern entweder te ilweise  oder volls tändig 

finanziert werden soll. Die  Bürger geben der Kommune für e inen begrenzten Zeitraum e inen 

Kredit und erha lten hie rfür e ine  zuvor fes tge legte  Verzinsung.  

Entsche idend für die  Akzeptanz und Attraktivitä t des  Angebots  s ind dabei 

1. die  Höhe  des  Zinsniveaus  für Kommunalkredite . Is t dieses  sehr niedrig, können die  

Zinserwartungen der Bürger meis t nicht e rfüllt werden, da  s ich a llenfa lls  e in idee lle r 

Gegenwert für das  Inves tment ergibt, 

2. die  Haushaltsplanung der Kommune, die  le tztlich entsche idend für die  Aufnahme 

we ite rer Kredite  is t, 

3. die  Art des  Projekts  und die  Bete iligungsmöglichkeiten daran, von denen die  Laufze it 

des  Kredits  sowie  die  Auss tiegsmöglichkeiten der inves tie renden Bürger abhängen, 

4. die  be te iligten Akteure und Banken. 
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Ein besonderes  Merkmal von Bürgerkrediten is t die  identitä tss tiftende  Wirkung, da  mit den 

zur Verfügung geste llten Mitte ln vor Ort e in Inves tment angestoßen werden kann, das  

le tztlich der Bürgerschaft wieder zugutekommt.  

Bis lang konnten s ich, trotzt pos itiver Erfahrungen, Bürgerkredite  nicht flächendeckend 

durchse tzen. Als  mögliche  Ursachen s ind, wie  schon oben ausgeführt, die  im Vergle ich zu 

anderen Inves tments  niedrigeren Zinsen sowie  das  niedrige  Zinsniveau für Kommunalkredite  

anzuführen.  

Beispiel: Oestrich-Winkel / Bürgerkredit für die Freiwillige 

Feuerwehr 
Die  Stadt Oestrich-Winkel hat zur Finanzie rung von Funkgerä ten für die  örtlichen 

Feuerwehren e in Bürgerkredit-Projekt aufge legt. 

Schuldner: Stadt Oes trich-Winkel 

Kreditvolumen: 83.200 Euro 

Rendite : 0,76% p.a . 

Laufze it: 6 Jahre (2012-2018) 

Umsetzungsmodell: Forderungskauf von darlehensgebender Bank 
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Energiespar-Contracting 
Bei e inem Energiespar-Contracting werden Energieeffizienzmaßnahmen mit dem Zie l 

umgese tzt, den aktue llen Energieverbrauch zu senken. Zunächst wird ana lys ie rt, welche  

Einsparpotenzia le  s ich durch gee ignete  Maßnahmen erre ichen lassen. Die  Analyse  e rfolgt 

durch den Contractor. Kommt es  zu e inem Vertragsschluss  zwischen Contractingnehmer 

und Energiespar-Contractor, dann plant, baut, finanziert und be tre ibt dieser a lle  

Maßnahmen, die  zur Erre ichung der vorgegebenen Energiee insparung erforderlich s ind. Von 

den e ingesparten Energiekosten profitieren be ide  Vertragspartner: Der Contractingnehmer 

ha t den Vorte il, dass  s ich aus  den umgesetzten Maßnahmen sofort e ine  Einsparung e ins te llt. 

Da  s ich die  Finanzierung der Maßnahmen aus  den Einsparungen ergibt, ble iben Kreditlinien 

fre i für andere  Inves titionen. Der Energiespar-Contractor refinanziert se ine  Inves titionen aus 

den Einsparungen und deckt damit die  be i ihm ents tehenden Kosten für Finanzierung, 

P lanung und Controlling sowie  se inen Gewinnaufschlag. Es gibt e inen großen Markt für 

Energiespar-Contractings . Bürgerbete iligungsmodelle  s ind, obwohl s ie  s ich gerade  hie r sehr 

gut e ignen würden, unterrepräsentie rt.  

Mögliche Umsetzungswege mit Bürgerbeteiligung 
Mögliche  Umsetzungspartnerschaften für die  Bürgerbe te iligung können s ich durch e ine 

Bürgerbe te iligung an dem notwendigen Finanzie rungsvolumen des  Contractors  ergeben. In 

vie len Fä llen nutzen Kommunen die  Forfa itie rung a ls  Finanzierungs instrument, um Kredite  

mit güns tigen Kommunaldarlehen an den Contractor weite rzure ichen.  

 

Abbildung 12 – Bürgercontracting mit Forfaitierung 
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Hier e rgibt s ich e in Inte rventionspunkt, da  zumindes t e ine  Kofinanzierung durch die  Einlagen 

der Bürger möglich is t. Genauso denkbar und auch schon umgesetzt is t die  Gründung e iner 

Genossenschaft mit dem Zie l, Energieeffizienzmodelle  umzuse tzen. In diesem Fall wird auf 

das  Mitte l der Forfa itie rung verzichte t und damit der Kommunalhausha lt entlas te t. Für die  

Kommune und die  Bürger e rgibt s ich daraus  e ine  Win-Win-Situation: 

Vorte ile  für die  Kommune  Vorte ile  für die  Bürger 

Haushalt kann entlas tet werden, da  ke ine 

zusä tzlichen Schulden aufgenommen 

werden müssen. 

Inves tition vor Ort in der e igenen Kommune.  

Eine  schnelle  Umsetzung der Maßnahmen 

wird möglich. 

Wie  be i Bürgerkredit is t auch e in 

identitä tss tiftendes  Merkmal gegeben. 

Wirtschaftliche  Vorte ile  aus  der Einsparung 

sowie  Vorte ile  be i der Betriebsführung durch 

Contractor. 

Kommune is t s icherer Partner. Eine 

verläss liche  Verzinsung bzw. Rendite  kann 

vorausgesetzt werden.  

 

Beispiel 
Die  BürgerEnergiegenossenschaft Riss  eG in Mase lhe im ha t gemeinsam mit der Kommune 

e in Energie -Einsparcontracting be i der Straßenbeleuchtung umgese tzt. 

Das  Projekt in der Gemeinde  Warthausen 

Inves t: ca . 125.000 Euro 

Fördermitte l: KEA in Höhe  von 21.500 Euro 

Energiee insparung: 70% 

Vermiedene  Tre ibhausemiss ionen: 47,8t CO2 pro Jahr 
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Exkurs „ Prospektpflicht“  
Bei einem Wertpapierprospekt handelt es sich um eine Zusammenstellung von 

Informationen über Art, Gegenstand und Risiken von Wertpapieren oder bestimmten 

Unternehmensanteilen. Vor jedem öffentlichen Angebot von Wertpapieren muss ein 

Prospekt gemäß den Prospektrichtlinien veröffentlicht werden. Dies wird als Prospektpflicht 

bezeichnet. 

Nach Auffassung der BaFin, der Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht, können 

bereits Werbemaßnahmen für ein Wertpapier als öffentliches Angebot aufgefasst werden 

und die Prospektpflicht auslösen. Der Prospekt muss der BaFin vorgelegt werden. Sie gibt 

ihn auch frei. 

Ausgenommen von der Prospektpflicht sind Genossenschaftsanteile, oder wenn ein 

Arbeitnehmer ein Angebot zur Vermögensanlage in das Unternehmen erhält, für das er tätig 

ist. Dagegen gilt die Prospektpflicht für unverbriefte Genussrechte und stille Beteiligungen. 

Sie sind nicht in Wertpapieren verbriefte Unternehmensanteile – genauso wie die Anteile an 

einer GbR oder GmbH & Co. KG. 

Oberhalb einer Bagatellgrenze muss für diese ein Vermögensanlage-Verkaufsprospekt 

erstellt werden. Das Vermögensanlagegesetz setzt die Bagatellgrenze fest: sie greift, wenn 

eine Angebotsbeschränkung auf 20 Anteile vorliegt, der Preis jedes Anteils mindestens 

200.000 Euro oder die Summe aller angebotenen Anteile nicht mehr als 100.000 Euro 

beträgt. 

Die Erstellung eines solchen Vermögensanlage-Verkaufsprospekts ist mit nicht 

unbedeutenden Kosten in Höhe von in der Regel deutlich über 10.000 Euro verbunden. 

Hauptsächlich muss für die Konzeption der Beteiligungsbedingungen und die Prospekt-

erstellung mit Darstellung der steuerlichen Aspekte aufgekommen werden. 

Zu den Wertpapieren gehören neben Aktien Inhaberschuldverschreibungen und verbriefte 

Genussrechte. Auch hier gibt es Ausnahmen und Bagatellgrenzen. Besonders bei weniger 

als 150 Anlegern kann das Erstellen eines – in diesem Fall so genannten – Wertpapier-

prospekts entfallen. 

Auf jeden Fall sollte man sich im Vorfeld hinsichtlich der Prospektpflicht eine rechtliche 

Beratung in Anspruch nehmen. Bei Unklarheiten kann auch Kontakt zur BaFin aufgenommen 

werden. 
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Welche Rechtsform für welches Projekt 
Die Entscheidung für die "richtige" Rechtsform ist nicht einfach zu treffen und wird sich im 

Wesentlichen an den Faktoren 

 Ris ikobewertung des  Projekts  

 Gesamtinves tition und Anzahl der Bete iligten 

 Einze lprojekt oder Portfolio von Projekten  

orientie ren. So kann zwar e in Wärmenetz e inen niedrigen Kos tenrahmen mit s ich bringen, 

jedoch wird das  Ergebnis  e iner Ris ikobetrachtung häufig zu dem Ergebnis  kommen, dass  

e ine  Haftungsbeschränkung  notwendig is t. Andererse its  kann e ine  größere 

Gemeinschaftsfotovolta ikanlage  auch a ls  GbR ges ta lte t werden, da trotz großen finanzie llen 

Einsa tzes  die  Ris iken sehr überschaubar ble iben. 

Projekttyp Charakteristika Mögliche 
Rechtsformen 

Hinweise 

Kleine bis mittlere 
Gemeinschafts-
fotovoltaikanlage 

Einzelne Aufdachanlage mit 
klar definierten Investoren 

GbR, (KG), UG; Typisch ist die GbR. KG 
oder UG wären denkbar, 
wenn sich damit Vorteile 
bei der jeweiligen 
Projektumsetzung ergeben. 
 

Portfolio an 
kleineren bis 
mittleren 
Fotovoltaik-
anlagen 

Mehrere Aufdachanlagen im 
Portfolio. Keine 
Freilandanlagen.  

KG, UG, GmbH, 
GmbH & Co. KG 

Bei einem immer größer 
werdenden Portfolio von 
Anlagen kann es dazu 
kommen, dass sich die 
Beteiligungsverhältnisse 
ändern. Einzelne 
Investoren möchten ggf. 
ihre Anteile verkaufen oder 
weitergeben. Je komplexer 
die Vorhaben werden, 
desto größer wird auch der 
Verwaltungsaufwand und 
die GmbH & Co. KG bzw. 
UG & Co. KG kommen zum 
Zug. 
 

Große Freiland-
Fotovoltaik-
anlagen als 
Bürgeranlagen 
oder als Mischform 
von direktem 
Investment und 

Einzelne Freiland-PV 
Anlagen  

GmbH & Co. KG Bei einzelnen Freiland-PV 
Anlagen sind mit 
erheblichen 
Investitionskosten zu 
rechnen. Typisch für eine 
Beteiligung ist die GmbH & 
Co. KG. Die Gründung 
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Bürgeranteilen einer Genossenschaft für 
ein einzelnes Projekt ist 
jedoch zu aufwändig. 
 

Biogas-
Gemeinschafts-
anlagen 

Eine einzelne 
Gemeinschafts-
biogasanlage 

GmbH & Co. KG Bei einer einzelnen Biogas-
Gemeinschaftsanlage wird 
häufig die GmbH & Co. KG 
gewählt, da es hier bereits 
erprobte Vertragswerke 
gibt. 
 

Wärmenetze Abgeschlossenes 
Wärmenetz ohne zukünftige 
Erweiterungen 

GmbH, UG,  
GmbH & Co. KG, 
UG & Co. KG 

Wegen der notwendigen 
Haftungsbegrenzung 
(Stichwort: Verlegung der 
Leitungen im Straßen-
körper) in jedem Fall als 
Projektgesellschaft in Form 
einer GmbH oder UG. Bei 
Beteiligung von Bürgern als 
GmbH & Co. KG bzw. UG 
& Co. KG, um die 
Investitionen der Bürger 
handhaben zu können. 
 

Große 
Biomasseanlage 

Große Biomasseanlagen 
wie Hackschnitzel-
heizwerke 

GmbH, UG, 
GmbH & Co. KG, 
UG & Co. KG 

Auch in diesem 
Zusammenhang wieder  
der Fokus auf Haftungs-
beschränkung und 
gleichzeitig die Möglichkeit, 
externes Kapital 
einzubinden. 
  

Windkraftanlagen Einzelne oder mehrere 
Windkraftanlagen 

GmbH & Co. KG Häufig werden an dieser 
Stelle Projektgesellschaften 
gegründet, die tatsächlich 
nur projektbezogen aktiv 
sind.  
 

Portfolio 
verschiedener 
Anlagentypen 

Beispiel Windkraft und PV 
im Mix, ergänzt um Biogas 
und Wärmenetze 

Genossenschaft, 
AG 

Bei einem immer größer 
werdenden Portfolio an 
Anlagen finden die 
Genossenschaft und die 
AG ihre Domäne. Großes 
Finanzvolumen gepaart mit 
komplexen Projekten 
rechtfertigt den 
Mehraufwand bei der 
Unternehmensführung. 
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Einzelne Energie-
effizienzmaß-
nahmen 

Beispiel Modernisierung der 
Beleuchtung, 
Wärmedämmung, etc. 

UG, GmbH, UG 
& Co. KG, GmbH 
& Co. KG 

Bei einzelnen Energie-
effizienzmaßnahmen liegt 
der Fokus eher auf der 
Haftungsbeschränkung. 
Dementsprechend kommen 
UG, GmbH und bei 
Beteiligungsmodellen mit 
wechselnden Investoren 
die Co. KG – Lösungen 
zum Einsatz. 
 

Portfolio an 
Energieeffizienz-
maßnahmen 

Umfangreiche Contracting 
oder 
Modernisierungsvorhaben. 

UG & Co. KG, 
GmbH & Co. KG, 
Genossenschaft, 
AG 

Genossenschaften 
erkennen zunehmend die 
Chancen, die sich in den 
Bereichen Contracting und 
Sanierung ergeben und 
schultern auch größere 
Projekte. Gleiches kann 
auch mit einer AG 
dargestellt werden. Das 
finanzielle Volumen und die 
Komplexität der Vorhaben 
rechtfertigen dies. 
Klassisch kann auch eine 
haftungsbeschränkte 
Gesellschaft gekoppelt mit 
einer KG ein 
Lösungsansatz sein. 
 

Bürgerkredite, 
Bürgergeld und 
Schuldverschrei-
bungen 

Bürgerkredite, Schuldverschreibungen und vergleichbare Finanzinstrumente 
können nicht ohne eine Umsetzungsgesellschaft existieren. 
Schuldverschreibungen werden beispielsweise von Unternehmen oder 
Zweckgesellschaften mit dem Ziel emittiert, Kapital für die Projektrealisierung 
zu gewinnen. Insofern kann an dieser Stelle keine isolierte Betrachtung dieser 
Finanzierungsinstrumente stattfinden. 

 

In jedem Fall ist zu beachten, dass im Einzelfall geprüft werden muss, welche Rechtsform 

die jeweils sinnvollste für die individuellen Projekte ist. In der Realität zeigt sich häufig, dass 

mit einer relativ einfachen Gesellschaftsform wie der GbR begonnen wird und bei 

zunehmender Komplexität der Projekte sowie einem größer werdenden Portfolio auf die 

GmbH & Co. KG bzw. Genossenschaft oder AG umgestellt wird.  
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Typische Projekte 
Oft finden s ich noch weite re  Kombina tionen verschiedener Rechtsformen. So s ieht e twa der 

„Wind & Energieverbund Schaumburg“ in Lindhors t e in kombiniertes  Modell e iner 

Bete iligung an der GmbH & Co. KG mit e iner Genossenschaft a ls  idea l zur auch finanzie llen 

Involvierung von Bürgern an. S ie  se i s teuerlich übers ichtlich und verursache  den gerings ten 

Aufwand. 

Noch komplexer is t das  Modell der Odenwald-Regional-Gese llschaft mbH (OREG). Das 

hundertprozentige  Tochterunternehmen Odenwald-Wind VerwaltungsGmbH vere int unter 

se inem Dach mehrere  Windpark GmbH & Co. KGs in Ortschaften des  Odenwaldkre ises . Die  

Windpark Hainhaus  GmbH & Co. KG gehört dazu, und zu ihren Kommanditis ten auch die  

Energie-Genossenschaft Odenwald eG, e in Zusammenschluss  priva te r Inves toren zur 

Finanzierung der Erzeugung Erneuerbarer Energien. Andere  Kommanditis ten s ind die  

Kommune Lütze lbach, der Landkre is  sowie  die  OREG. 

Die  OREG s ieht be im Be trieb durch regiona le  bzw. kommunale  Organisa tionen Vorte ile  be im 

Finanzierungs- und Abschre ibungsmodell nach regiona lem Interesse , e ine  le ichtere  

planungsrechtliche  Steuerung und mehr Versorgungss icherhe it. Eine  Finanzierung durch 

regiona le  Kreditins titute  sorge  dafür, dass  Bankengewinne  in der Region verble iben. Die  

Gewinnbete iligung bringe  der Kommune schnelle  Einnahmen in schwieriger Ze it und e ine 

Bete iligung regiona ler Priva tinvers toren e ine  Identifika tion mit den Anlagen. Außerdem 

verble iben die  Gewinne  in der Region. 

Lars  Hols tenkamp und Stefanie  Ulbrich von der Leuphana  Univers itä t Lüneburg sehen die  

Genossenschaft a ls  idea le  Rechtsform für das  Betre iben von Fotovolta ikanlagen. In ihrer 

S tudie  „Bürgerbe te iligung mitte ls  Fotovolta ikgenossenschaften“ von 2010 untersuchten s ie  

146 von damals  e twa 180 Fotovolta ikgenossenschaften. Nur in wenigen Fä llen bes tünden 

dabei Eigenkapita lschwächen be i solchen Energiegenossenschaften, was  s icherlich auch 

auf die  Bera tung durch den Genossenschaftsverband und die  Unters tützung der 

Finanzierung durch Genossenschaftsbanken zurückzuführen is t. 

S ie  sehen Nachrangdarlehen a ls  gute  Option zur „Optimierung der Kapita ls truktur“ von 

Genossenschaften. Zinszahlungen könnten zum e inen s teuerlich a ls  Betriebsausgaben 

ge ltend gemacht werden, zum anderen könne durch e ine  längerfris tige Kapita lbindung be i 

Einlagen der Mitglieder e ine  größere Planungs icherhe it erzie lt werden. Vor a llem bei 

Fotovolta ikprojekten mit Laufze iten über 20 Jahren se i dies  e in wichtiges  Argument für den 

Einsa tz dieses  Finanzierungs instruments . 



 
45 

 

Der Vorstandsvors itzende  des  Deutschen Genossenschafts - und Raiffe isenverbands , Dr. 

Eckhard Ott, kons tatie rt a llgemein zu Genossenschaften a ls  Träger von Energieprojekten: 

„Energiegenossenschaften bie ten Bürgern e inen idea len Rahmen, s ich vor Ort für den 

Umbau der Energieversorgung zu engagieren, und s ie  s te igern damit die  Akzeptanz für 

Energieprojekte  in der Region.“ Vor a llem für s trukturschwache  Regionen können s ich 

solche  Energieprojekte  finanzie ll pos itiv auswirken. Ein e rfolgre iches  Beispie l dafür is t die  

Nahwärmeversorgung in Honigsee südöstlich von Kie l. 

Dort wurde  von zwei Landwirten 2006 e ine  Biogasanlage  gebaut. S ie  e rklä rten s ich bere it, 

den 450 Bürgern des  Ortes  die  Abwärme der angeschlossenen Blockheizkraftwerke 

kostenlos  zur Verfügung zu s te llen. Um die  Ins ta lla tion e ines  Nahwärmenetzes  muss ten s ich 

die  Bürger aber se lbs t kümmern. 

Der loka le  Energieversorger winkte  auf Nachfrage  ab. Das  Netz se i zu teuer und würde  s ich 

nicht rechnen. So wurde  e ine  Genossenschaft gegründet, mit deren Hilfe  30 Prozent der 

Inves titionskos ten bere itgeste llt werden konnten. Die  verbliebenen 70 Prozent wurden über 

Kredite  und e in Förderprogramm finanziert. 2007 war das  Nahwärmenetz fe rtig. Rund 1.500 

Tonnen CO2 hat das  Dorf se it der Ins ta lla tion nun e ingespart. Im bere its  erwähnten 

Bioenergiedorf Mauenheim mit 430 Einwohnern s ind es  jährlich sogar über 3.000 Tonnen. 

 

Zusammenwirken der Beteiligten 
Wie diese Beispie le  ze igen, bedarf es  immer wieder e ines  abgestimmten Zusammenspie ls  

verschiedener Bete iligter be i Bürgerbete iligungsmodellen. Dazu gehören oft Stadtwerke, 

Kommunen und die  be te iligten Bürger – in welche r Rechtsform auch immer organis ie rt. 

Der Energieversorger, a lso e twa e in Stadtwerk, is t na türlich für die  Projektie rung, 

Bauüberwachung, Betriebsführung, Wartung, die  technische  und kaufmännische 

Geschäftsführung zus tändig und an der Projektgese llschaft bete iligt. 

Der Aufgabenbere ich der Kommune umfass t die  Entwicklung von klaren klimapolitischen 

Zie len im Rahmen e ines  Klima- oder Energiekonzepts : Wie  s ieht die  Is t-Situa tion aus? 

Welche Potenzia le  gibt es?  Es muss  a ls  zwe ite r Schritt e in Energie le itplan für das  

Gemeindegebie t e rs te llt werden. S tandortana lyse , Wirtschaftlichkeitsberechnungen, 

be ispie lsweise  Windanalysen und Windmessungen im Falle  von Windkraftanlagen, 

Informationsverans ta ltungen, die  Grundstückss icherung, das  Genehmigungsverfahren und 

das  Erste llen e ines  Baule itplanes  gehören  dazu. 
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Der Kommune fä llt oft auch die  Aufgabe  zu, die  Bürger e inzubinden bzw. dafür zu sorgen, 

dass  Bürgergruppen be i der Vergabe  von Energieanlageprojekten auf kommunalen Flächen 

oder e twa Dächern exklus iv zum Zuge  kommen können. Dazu gehört eventue ll auch e ine  

vergüns tigte  Pacht oder die  Unters tützung bei komplizie rten Verwaltungsabläufen. Die 

pos itive  Einschä tzung e iner Bürgerenergieanlage  durch die  Kommune vermitte lt darüber 

hinaus  Vertrauenswürdigkeit. 

Andererse its  bringt es  Kommune wie  Stadtwerk oft vie l, wenn s ie  die  Bürger be te iligt. Einmal 

von e iner vers tä rkten Projektakzeptanz abgesehen, finden zusä tzliche , über Steuern oder 

Stromkos tenentrichtung hinausgehende Inves titionen in kommunale  Projekte  s ta tt. Die  

Bürger bete iligen s ich aktiv an der Stadtentwicklung. 

Das  Stadtwerk kann Kunden binden oder sogar neue  gewinnen, se ine  Kapita lbas is  e rweite rn 

und se in Image  verbessern. Dem Bürger kann dies  unter Umständen die  Gewährung von 

günstigen Tarifen bringen sowie  e ine  a ttraktive  Verzinsung se iner wie  auch immer gearteten 

Bete iligung. Und er hat die  Möglichkeit, se ine  Eigeninteressen verfolgen zu können. 
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Ausblick 
Die Energiepolitik ist ein wichtiger Einflussfaktor für alle hier genannten Projekte. Mit den 

Veränderungen am EEG rücken nun auch Energieeffizienzprojekte in den Fokus 

gemeinschaftlicher Finanzierung.  

Gleichzeitig ergeben sich immer wieder neue Herausforderungen und Chancen. Der 

Breitbandausbau in den ländlichen Räumen ist ein solches Thema. Genauso aber auch die 

Elektromobilität. Zukünftig darf damit gerechnet werden, dass sich Betreibermodelle finden, 

die genau auf die Anforderungen dieser Problemstellungen eingehen.  

Auch das internetbasierte "Crowdfunding" wird zukünftig eine größere Rolle bei der 

Finanzierung von Erneuerbaren-Energien-Anlagen, Energieeffizienzvorhaben und Infra-

strukturvorhaben im Allgemeinen spielen.  

Nicht zuletzt wird vor allem die Adaptionsfähigkeit an sich ändernde Rahmenbedingungen 

und neue Herausforderungen entscheidend dafür sein, welche Gesellschaftsformen 

zukünftig bei der Finanzierung von Projekten eine Rolle spielen werden.  
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Weblinks zum Thema 
PV-Gemeinschaftsanlagen – Erfahrungen aus der Praxis: 
 http://www.ifz.tugraz.at/Forschung/Energie-und-Klima/Abgeschlossene-Projekte/BENE-BuergerEngagement-fuer-Nachhaltige-

Energie/PV-Gemeinschaftsanlagen-Erfahrungen-aus-der-Praxis 

Bürgerbeteiligungen am Windpark Schenkenfelden:  
http://www.wes-steinberg.at/b%C3%BCrgerbeteiligung/ 

Solarkraftwerke mit Bürgerbeteiligung:  
http://www.cleanenergy-project.de/erneuerbare-energien/solarenergie/item/4769-solarkraftwerke-mit-buergerbeteiligung 

Bürgerkraftwerke in Österreich und Deutschland – Netzwerk Bürgerbeteiligung:  
http://www.netzwerk-buergerbeteiligung.de/fileadmin/Inhalte/PDF-

Dokumente/newsletter_beitraege/beitrag_schreuer_121005.pdf 

Bürgerbeteiligung – Der Rechtsrahmen:  
http://www.kim.tu-berlin.de/fileadmin/fg280/veranstaltungen/kim/konferenz_2012/vortraege/vortrag---kneuper.pdf 

TenneT-Bürgerleitung:  
http://www.tennet.eu/de/14062013/article/tennet-buergerleitung-startet-heute.html 

Finanzielle Bürgerbeteiligung am Stromtrassenbau:  
http://www.energieagentur.nrw.de/finanzielle-buergerbeteiligung-beim-stromtrassenbau-pilotprojekt-in-schleswig-holstein-

startet-22343.asp 

Energieland Brandenburg – Bürger-Energie:  
http://www.energie.brandenburg.de/sixcms/detail.php/bb1.c.308728.de 

LUBW – Formen der Bürgerbeteiligung für eine nachhaltige Stadt- und 

Gemeindeentwicklung: http://www.lubw.baden-

wuerttemberg.de/servlet/is/41807/buergerbeteiligung.pdf?command=downloadContent&filename=buergerbeteiligung.pdf 

Mecklenburg Vorpommern – Förderal Erneuerbar – Bürgerbeteiligung bei der Erstellung des 

Energiekonzepts für MV:  
http://www.foederal-erneuerbar.de/tl_files/aee/Praesentationen/FE-

Fachtagung%202013/Romberg%20MV%20Energiekonzept%20Buergerbeteiligung%2003.09.13.pdf 

Kommunal Erneuerbar – Bürgerbeteiligung – Die Energiewende Gestalten:  
http://www.kommunal-erneuerbar.de/fileadmin/content/PDF/KOMM-MAG_online.pdf 

GERMANWATCH – Energiewende und Bürgerbeteiligung: Öffentliche Akzeptanz von 

Infrastrukturprojekten am Beispiel der "Thüringer Strombrücke":  
http://germanwatch.org/de/download/4136.pdf  

http://www.ifz.tugraz.at/Forschung/Energie-und-Klima/Abgeschlossene-Projekte/BENE-BuergerEngagement-fuer-Nachhaltige-Energie/PV-Gemeinschaftsanlagen-Erfahrungen-aus-der-Praxis
http://www.ifz.tugraz.at/Forschung/Energie-und-Klima/Abgeschlossene-Projekte/BENE-BuergerEngagement-fuer-Nachhaltige-Energie/PV-Gemeinschaftsanlagen-Erfahrungen-aus-der-Praxis
http://www.wes-steinberg.at/b%C3%BCrgerbeteiligung/
http://www.cleanenergy-project.de/erneuerbare-energien/solarenergie/item/4769-solarkraftwerke-mit-buergerbeteiligung
http://www.netzwerk-buergerbeteiligung.de/fileadmin/Inhalte/PDF-Dokumente/newsletter_beitraege/beitrag_schreuer_121005.pdf
http://www.netzwerk-buergerbeteiligung.de/fileadmin/Inhalte/PDF-Dokumente/newsletter_beitraege/beitrag_schreuer_121005.pdf
http://www.kim.tu-berlin.de/fileadmin/fg280/veranstaltungen/kim/konferenz_2012/vortraege/vortrag---kneuper.pdf
http://www.tennet.eu/de/14062013/article/tennet-buergerleitung-startet-heute.html
http://www.energieagentur.nrw.de/finanzielle-buergerbeteiligung-beim-stromtrassenbau-pilotprojekt-in-schleswig-holstein-startet-22343.asp
http://www.energieagentur.nrw.de/finanzielle-buergerbeteiligung-beim-stromtrassenbau-pilotprojekt-in-schleswig-holstein-startet-22343.asp
http://www.energie.brandenburg.de/sixcms/detail.php/bb1.c.308728.de
http://www.lubw.baden-wuerttemberg.de/servlet/is/41807/buergerbeteiligung.pdf?command=downloadContent&filename=buergerbeteiligung.pdf
http://www.lubw.baden-wuerttemberg.de/servlet/is/41807/buergerbeteiligung.pdf?command=downloadContent&filename=buergerbeteiligung.pdf
http://www.foederal-erneuerbar.de/tl_files/aee/Praesentationen/FE-Fachtagung%202013/Romberg%20MV%20Energiekonzept%20Buergerbeteiligung%2003.09.13.pdf
http://www.foederal-erneuerbar.de/tl_files/aee/Praesentationen/FE-Fachtagung%202013/Romberg%20MV%20Energiekonzept%20Buergerbeteiligung%2003.09.13.pdf
http://www.kommunal-erneuerbar.de/fileadmin/content/PDF/KOMM-MAG_online.pdf
http://germanwatch.org/de/download/4136.pdf
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Stichwortverzeichnis 

B 

Bruttoenergieverbrauch  Bruttostromverbrauch ist der in einem Staat erzeugte oder eingeführte 

Gesamtstrommenge abzüglich der ausgeführten Energiemenge. Im Gegensatz zum Nettostromverbrauch 

fließen auch Verteilungsverluste und der Eigenverbrauch der Kraftwerke mit in den Wert ein. 

D 

Dezentralisierte Energieversorgung  Bei der dezentralisierten Stromerzeugung wird elektrische Energie 

beispielsweise innerhalb oder in der Nähe eines Wohngebiets erzeugt. Die Leistungsfähigkeit der 

Stromerzeugungsanlagen ist in der Regel nur auf die Deckung des Energiebedarfs der unmittelbar oder in der 

näheren Umgebung angeschlossenen Stromverbraucher ausgelegt. 

E 

EEG  Das deutsche Gesetz für den Vorrang Erneuerbarer Energien (Kurztitel Erneuerbare-Energien-Gesetz, 
EEG) regelt die bevorzugte Einspeisung von Strom aus erneuerbaren Quellen ins Stromnetz und garantiert 
deren Erzeugern feste Einspeisevergütungen. 

F 

Forfaitierung  Unter Forfaitierung (von franz. vendre à forfait, „im Paket verkaufen“) versteht man den Ankauf von 

Forderungen unter Verzicht auf einen Rückgriff gegen den Verkäufer bei Zahlungsausfall des Schuldners 

(echte Forfaitierung). Bei der unechten Forfaitierung ist ein Rückgriff dagegen möglich. Allerdings haftet der 

Verkäufer in beiden Fällen für den Rechtsbestand (Verität) der Forderung. 

G 

Genussschein  Es handelt sich um ein gesetzlich nicht geregeltes Wertpapier, welches je nach individueller 

Ausgestaltung der verbrieften Rechte eher einer Aktie und damit Eigenkapital oder aber einer Anleihe und 

damit Fremdkapital ähnelt. 

I 

Inhaberschuldverschreibung  Die Inhaberschuldverschreibung ist ein Wertpapier, das eine Forderung gegen 

einen Emittenten verbrieft und im Hinblick auf seine Übertragung als Inhaberpapier ausgestellt ist, in welchem 

der Besitzer der Urkunde nicht namentlich benannt wird. 

N 

Nachrangige Darlehen  Das nachrangige Darlehen (auch Junior Debt) ist ein Begriff der 

Unternehmensfinanzierung. Es ist ein Darlehen an ein Unternehmen, dessen Rückerstattung im Fall der 

Liquidation oder Insolvenz des Unternehmens erst dann durchgeführt werden darf, nachdem alle nicht 

nachrangigen Darlehen (Fremdkapital) rückerstattet wurden. Nachrangige Darlehen müssen jedoch vor dem 
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Eigenkapita l rückers ta tte t werden, d. h. de r oder die  Eigentümer dürfen investie rte s  Kapita l oder Gewinne , die  

das  Unte rnehmen e rwirtschafte t ha t, e rs t dann entnehmen, nachdem diese  nachrangigen Darlehen bedient 

wurden. Die  Nachrangigkeit wird durch die  Vere inbarung e ines  Rangrücktritts  (Subordina tion) e rre icht. Eine  

Rangordnung wird für den Fall fe s tge legt, dass  die  Vermögenswerte  des  Unte rnehmens  nicht aus re ichen, um 

a lle  Forderungen zu bedienen. 

R 

Regionale Wertschöpfung  Regionale Wertschöpfung bezeichnet die Gesamtheit der Leistungen der regionalen 
Unternehmen sowie der dadurch erzeugte Nutzen für die Kommunen, abzüglich der von anderen Regionen 
erbrachten Leistungen. 

S 

Stille Beteiligung  Die stille Gesellschaft ist im österreichischen und im deutschen Gesellschaftsrecht eine 

Sonderform einer Personenvereinigung. Sie gehört zu den Personengesellschaften, ist jedoch keine 

Handelsgesellschaft. Ohne weitere Vereinbarung hat die stille Gesellschaft nach der gesetzlichen Konzeption 

eher den Charakter eines Schuldverhältnisses und weniger den eines Gesellschaftsverhältnisses im engeren 

Sinne. 

T 

Treibhausgasemissionen  Hierbei handelt es sich um die Emissionen an CO2 und anderen Treibhausgasen, die 
den Treibhauseffekt hervorrufen oder verstärken. 
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Einzelnachweise und Endnoten 
                                                

i vgl. z.B. RLI 2013, Vergleich und Optimierung zentraler und dezentraler Ausbaupfade…http://100-prozent-erneuerbar.de/wp-
content/uploads/2014/01/VERGLEICH-UND-OPTIMIERUNG-VON-ZENTRAL-UND-DEZENTRAL-ORIENTIERTEN-
AUSBAUPFADEN-ZU-EINER-STROMVERSORGUNG-AUS-ERNEUERBAREN-ENERGIEN-IN-DEUTSCHLAND.pdf 
ii http://www.bee-ev.de/3:1503/Meldungen/2013/Deutschland-waehlt-erneuerbar-93-Prozent-fuer-zuegigen-
Ausbau-der-Erneuerbaren.html 
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